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Ein „junger Anwärter" schreibt:

„Unsere „V. Z." ist erfreulicherweise diejenige Zeit¬

schrift, die sich durch ihre „flussigen" Abhandlungen
„unter Vermeidung starrer Juristerei und durch ihre

„große Sachlichkeit auszeichnet. Sie verdient deshalb

„mit Recht den Namen „Volkstumliche" und ich be¬

haupte, daß sich gerade deswegen die Kategorie
der „jungen Anwärter" am meisten auf ihr Er¬

scheinen freut, um das von namhaften Fachleuten

Dargebotene dem gründlichsten Studium unterziehen

„zu können. Der in ihr enthaltene Stoff bietet stets

„eine Fülle von Belehrungen und Anregungen."

tt
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Auch SIEwerden diesem Urteil zustimmen,wennSie erst

dauernder Bezieher unsererZeitschrift geworden sind.

VOLKSTUMLICHE ZEITSCHRIFT
FÜR DIE GESAMTE SOZIALVERSICHERUNG

ist das Blatt aller an der Sozialversicherung interessierten

Kreise. Zur Bestellung benutzen Sie bitte den folgenden

BESTELLSCHEIN

An das Postamt zu

Ich bestelle hiermit ab 193 von der PHÖNIX

ILLUSTRATIONSDRUCK UND VERLAG GMBH.. Berlin SW68, Lindenstraße 3

*S* „VOLKSTUMLICHE ZEITSCHRIFT
FÜR DIE GESAMTE SOZIALVERSICHERUNG''

zum Preise von vierteljährlich 0,50 Reichsmark

,
den 1933

Name: Wohnung:



Volkstümliche Zeitschrift
für die gesamte Sozialversicherung

Erscheint halbmonatlich • Verlag und Schriftleitung: Berlin SW68, Lindenstraße 3

NUMMER 22 BERLIN, 15. NOVEMBER 1933 39. JAHRGANG

Lehrling und Reichsversieherungsordnung
Dr. jur. Fritz Kadgiehn, Nowawes

Lehrling im Sinne des § 165 RVO. ist, wer in

t inem Betriebe hauptsächlich zur Ausbildung
in der Betriebstätigkeit beschäftigt wird, bei

dem also nicht seine Dienstleistung für den

Arbg., sondern seine Unterweisung durch ihn

r eigentliche Zweck des Beschäftigungsver-
Itnisses ist (E. des RVA. vom ll. Dezembei

I030 in LKK. 1931 Sp. 219). Durch die

Worte des § 165 RVO. „Lehrlinge aller Art"

ist zum Ausdruck gebracht, daß der Lehrlings-
griff nicht nur im Gebiet des Gewerbes und

vva noch der Landwirtschaft anwendbar ist,

sondern ganz allgemein auch Lehrlinge der in

>* 165 RVO. unter Ziffer 4 und 5 aufgeführten

Personengruppen unter den Lehrlingsbegriff
lallen (Hahn-Kühne, Anm. 8 zu § 165 RVO.).

e eingangs gegebene Begriffsbestimmung gilt
iber nicht nur für die KV.; sie hat auch für

' ie UV., InvV., AngV. und AIV. Geltung, dn

der Begriff „Lehrlinge" ganz allgemein eine

le Art von Betätigung umfaßt, die einer Aus¬

bildung in einem bestimmten Berufe dient.

Aus dieser Begriffsbestimmung ergibt sich, daß

tiir die Annahme eines Lehrlingsverhältnis^
zwei Merkmale ausschlaggebend sind: l. das Be¬

den eines Beschäftigungsverhältnisses, also

>> Vorhandensein eines Arbg. und

2. der Zweck der Beschäftigung.

Zui. Ein Beschäftigungsverhältnis liegt voi,

nn zwischen den Vertragsparteien ein Ver¬

hältnis wirtschaftlicher und persönlicher Ab¬

hängigkeit besteht (EuM. 15, 28). Diese für d

Bestehen eines jeden v.pflichtigen Beschäfti-

ungsverhältnisses unerläßlichen Voraussetzun¬

tren müssen auch bei einem Lehrlingsverhältnis
vorhanden sein. Für die Beurteilung der Frage,
nb ein Beschäftigungsverhältnis überhaupt vor-

rt, sind, wie in der SV. ganz allgemein, ledig-
ich die tatsächlichen Verhältnisse des Einzel¬

falls maßgebend. Daß ein Lehrvertrag besteht,

st für die Annahme eines Lehrlingsverhält-
N**s dagegen nicht notwendig (Sten. Ber. zur

v. 1897), es genügt das Vorhandensein eines

Wrtragsverhältnisses. Ein Lehrlingsverhältn;s
inn daher selbst dann als vorliegend ange-

»mmen werden, wenn im Arbeitsvertrage ver-

bart ist, daß ein Lehrverhältnis nicht bestehen

soll, ja sogar bei einer ohne Genehmigung
des gesetzlichen Vertreters stattfindenden Be¬

schäftigung (Hoffmann, Anm. 6 zu § 165 RVO.).
Die väterliche Gewalt schließt ein Lehrlings¬
verhältnis zwischen Vater und Sohn nicht aus

(Kamm.Ger.E. v. 26. März 1888). Zur Annahme

eines Lehrlingsverhältnisses zwischen Eltern

und Kindern ist jedoch erforderlich, daß dieses

Verhältnis nicht nur behauptet wird, sondern

auch nach außen hin als ein echtes Arbeitsver¬

hältnis mit allen einem solchen eigenen Merk¬

malen in Erscheinung tritt.

Z u 2. Personen, die ein Beschäftigungsverhält¬
nis aufgenommen haben ohne die Absicht,
die zu erwerbenden Kenntnisse später berufs¬

mäßig auszuüben, gelten nicht als Lehrlinge.
Für die Annahme eines Lehrlingsverhältnisses
ist also der mit der Ausbildung verfolgte
Zweck das ausschlaggebende Moment.

Daß den Lehrlingen ein Entgelt gewährt wird,
ist zur Begründung der VPfl. ihres Beschäfti¬

gungsverhältnisses nach den Vorschriften der

KV. nicht erforderlich. § 165 Abs. 2 RVO. be¬

stimmt ausdrücklich, daß die für die Begründung
er VPfl. unerläßliche Voraussetzung der Be¬

schäftigung g^gen Entgelt auf die Lehrlinge
keine Anwendung findet. § 544 Abs. 1 Nr. 1

RVO. stellt die Lehrlinge den Arbeitern, Ge¬

hilfen und Gesellen eines der UV. unterliegen-
<>n Betriebes gleich. Dio Lehrlinge sind da¬

her wie (liest4 anderen Arbeitnehmer bei Tätig¬
keiten, die der UV. überhaupt unterliegen, ge¬

mäß §§ 537 bis 542 RVO. vorsichert, auch

wenn Entgelt nicht gewährt wird. Die Lehr¬

linge unterliegen dagegen der InvVPfl. nur,

wenn sie Entgelt ei halten ($ 1226 Abs. 2

RVO.). Zu beachten ist aber, daß Lehrlinge
unter Umständen auch angestelltcnversiche-
rungspflichtig sind. Es ist daher jeweils im

Einzelfalle zu prüfen, ob die Lehrlinge zu den

in § 1 Abs. 1 Nr. 3, 4, 5, 6, Abs. 2 des AVG.

aufgeführten Lehrlingen gehören.
Die Frage, ob ein Entgelt gewährt wird, ist

in der KV. der Lehrlinge dennoch von einer

gewissen Bedeutung. Denn gemäß § 494 RVO.

erhalten Lehrlinge aller Art, die ohne Ent¬

gelt beschäftigt werden, kein KG.; ihre Bei-



tri zur KV., die nach einem besonders fe

tzten Grundlohn berechnet werden, sind

entsprechend zu ermäßigen. Lehrlinge, die Ent-
It in ii Form erhalten, sind wie die

(irren V.pflichtigen zu behandeln. Sie sind
ich der Höhe de ährten Entgelts in die

in Fr »mmende Lohnstufe einzureihen,
zahlen die satzungsmäßigen Beiträge und er¬

halten im Krankheitsfalle, sofern Arbeitsun¬

fähigkeit besteht, dl itzungsmäßige KG.

Entgelt ist nicht nur der von dem Arbg. ge¬
währte Lohn, sondern auch Kost und Wohnung
iowi m daneben gegebenes „Taschengeld",
sofern n nicht nur den Charakter einer Auf-

munterungsprämie trägt orler als Ersatz für g
v. Aufwendungen oder zur Bestreitui

< igener kleiner Bedfirfnisse des Lehrlings ge-
t ist (RVO. v. Mitgl. i RVA., A m:

zu $ 494). Die Vergütung, die einem Lehrling
dafür | ihlt wird, daß or von M-inem Lehr-
I errn keinen freien Unterhalt hält, ist als

Lohn anzusehen« Dagegen gilt Schulgeld, das

r Lehrherr für den Lehrling zur Fachschule
zahlt, nicht !s Entgelt (Sachs. OVG in
ArbVers. 08, 736). Bei der Beschäftigung eines
Sohnes als Lehrling liegt •Mo Gewähr von

Entgelt elann vor, wenn der freie Unte t als

Lfenleistung für die Ausübung der gewerb¬
lichen .tigkeit und nicht in Erfüllung der

Unterhaltspflicht von dem Vatrr gegeben wird

1 OVG. in ArbVers. 93, 41S). Die Er¬

füllung der Alimentationspflicht ist nur dann

anzunehmen, wenn der Ertrag der Arbeit des

Sohnes su seinem Unterhalt nicht ausreicht,
r\n also iui ihn die Notwendigkeit besteht,

SU n« Rl Unterhalt die gl /liehe Pflicht <

in Anspruch zu nehmen. Krankenhaus«
pfli die einem hilfsbedürftigen, ohne i

.

li

.fügten Lehrling von dem Fürsorgever¬

band gewährt wird, begründet keinen Er-

anspruch des Fürsorgeverbandes nach § 1

Nr. 3 RVO. (AN. 177, 471). Lehrgeld, das <

Lehrling oder sein gesetzlicher Vertreter t

die Lehre zu zahlen haben, darf von dem Wert
währten Sachbezüge in Abzug gebrac

i (EuM. Bd. 2, S. 439). Der Grundloh;
also nur von dem um das Lehrgeld ver¬

ringerten Werte der Sachbezüge zu berechnen.
Für die Frage, ob während einer saisonma

gen Arbeitsunterbrechung auch eine Unt«

brechung des v.pflichtigen Beschäftigunij E

Itnisses eines Lehrlings anzunehmen ist, sin i

in jedem Falle die tatsächlichen und wirtschalt

liehen Verhältnisse maßgebend (AN. 1932, 405).
steht im Einzelfalle die Verfügung des Lehr

herrn über den Lehrling während der Zeit de.

saisonmäßigen Arbeitsunterbrechung fort,
bleibt die VPfl. auch bei Wegfall der Lei

ling s\ ergütung erhalten.

Eine Befreiung von der VPfl. tritt fü:

hrlinge aller Art, die im Betriebe ihrer El¬
tern beschäftigt sind, auf Antrag desjenigen
Elternteils, der als Arbg. in Frage kommt, ein

(§ 174 Ziff. 1 RVO.). Die Zustimmung i

Lehrling beschäftigten Kindes zu dem Ant
: nicht erforderlich. Ueber den Antrag ent¬

se! t (ier K nvorstand (§ 175 RVO.). I

Ablehnung s Antra, i teht dem Antr

steller, also nicht dem Lehrling selbst, die 1

schwerde an das VA. zu (AN. 1917, ). I)

(scheidet endgültig (§ 175 Abs. 2 RVO.).
Di» efreiung von der VPfl. wirkt nur tür <:

jenigen Beschäftigten, tiir die sie ausgesproch
wirkt enüber anderen Kk.«

solange die i <
.

< Ken \ ungen
nicht geändert haben. Ob dies der Fall is*, is:

im Streitfalle im Verfahren nach $ 405 RY

zu entsi len (AN. 16, 594).

Die Nachversicherung in der Sozialversicherung
Durch VO. vom 13. Februar 1924 wurde erst¬

mals für die in der AngV. und InV. v.freien

nten und Angestellten eine NachY. für
II des A heider us dor v.freien

Beschähigung eingefühlt. Die Begr. zu dieser
VO. führte dazu aus, daß bei Bemessung d»

Gehaltes (Lohnes) der v.freien P nen autden

ihnen später zustehenden Pensionsanspruch
Rücksicht genommen wird. Es ist daher

Ktfertigt, in allen Fallen, in denen das v.treie

Beschäftigungsverhältnis endet, ohne daß die
Pension gewährt wird, dem Arbg. die Pflicht

/uei legen, tür di idiaftigung t Bei-

smarken nachträglich zu entrichten. D
chriften über die NachV. wurden durch

( \<>m Juli 1925 rt und erhielten
ihre jetzt noch geltende 1 durch Ge

Herbert Lieske, Berlin-Tempelhof

vom 29. März 19'JS (RGBl. I S. 117). Berührt

werden diese Vorschriften allerdings noch durch

dit NotVO. vom S. Dezember 1931 (RGBl. 1

S. 724) und dieVO. des RAM. vom 10. Oktobei

1932 (RGBl. I S. 496). (iegenwftrtig hat die NachY

eine erhöhte praktische Bedeutung durch d

Ausscheiden von Beamten und A teilten
der v.treien Beschäftigung auf Grund des P>«

fsbeemteng (BBG.). Für den _!!.

ß aus idenden Beamten Rer

nicht bewilligt wird, findet nach ^ 2 A!>

BBG. in der Passung vom 22. September 1

eine NachV. nach Maßgabt4 der reich!
liehen SV. statt. Dk 2. DurchfVO. zum BBCi

die insbesond* auch für die SV«angestellte
It, sieht in Nr. 7 eine solche NachV. ebenfalls
x. wenn laufen- Versorgungsbezüge od»

Unterstützungen nicht gewahrt wt n.
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Für die AngV. ist die NachV. in § 18 AVG.

»regelt. Die NachV. hat einzutreten, wenn

nen, die (wie die SV.angestellten) gemäß

11, $ 12 Nr. 1 bis 3, $ 17 AVG. v.frei sii

der v.treien Beschät tigung ausscheiden,

> h n e daß Ruhegeld oder Hinterbliebenen-

(§ 11 AVG.) oder eine gleichwertig

L* istung auf Cirund des Beschät tigungsverhült-

gewährt wird. Die die NachV. au

liegenden Momente des BBG. (Gewährur

von Rente, laufenden Versorgungsbezügen oder

Unterstützungen) entsprechen somit den Vor-

tzungen, die auch $ 18 AVG. an rlen Ein-

.

t der NachV. knüpft Liegen die Voraus¬

gingen für eine NachV. vor, so sind für die

Zeit, während der der Angestellte der VPil.

unterlegen hätte, wenn nicht die Vor

tzungen fir VFr. nach n ^ 11, 12 Nr. 1

his 3, 17 AVG. | ben iren, Bei-

nach,:uenti ichten. Am (iründe cl«

VFr«, z. B. Ueberschreiten der Einkommen^

m/o, bl n für die NachV. mißer Betracht.

Unberücksichtigt bleiben aueh Zeiten, die vor

dem Eintritt in d Dienstverhältnis liegen,

m r auf das ruhegehaltsfähige Dienstalter an-

chnet wurden, wie etwa Kriegsdienst jähre.

Nt die Berufsgrup] des Angestellten nie:

on mit Diensteintritt, .dein erst spät

i VPtl. unterstellt worden, so beginnt die

chV. erst mit dem Zeitpunkt der Unter¬

teilung dieser Berufsgruppe unter die VPtl.

jeden Monat der NachV. sind Beitra

i ken bis zum Schluß des Jahres 1923 in der

klasse C, für die spätere Zeit in der

em jeweiligen Gehalt entsprechenden Gehalts-*

zu kleben. Die Verjährungsvorschrift
s § 213 Abs. I AVG gilt tür die auf Grün 1

r NachV. ichzuentrichtend< Beitrag

' \\\. Auch dann ist die Verjährungsvo

Ulli niciit anwendbar, wenn der Zeitpunkt

NachV. bereits eingetreten ist. mit der

chentrichtung der B< «her länger a.

< i Jahn1 nach Ablauf des Kalenderjahres, in

dieser .Zeitpunkt ntrat, I wird.

dem empfiehlt sich zur Vermeidung von

en »rtige Durchführung
• V. Nach eii em rhei RfA. vom

1933 - I 10036/33 - kann jedoch h

• m IMU \

V. n, als die ol

e üb .

noch nicht • n

Fi n Si dt v?

.
d. h. ! olle Kalender: t( I l i-

ler ähnlichen

ten, die ir b des Anstellt It-

leibt die Beitragsentri

D ntrichtenden hat

ill ein zu tr n. Ein Abzugs-

it gegen ibe: m An. eilten nach $ ii

AVG. steht ihm nicht zu. Wichtig für die

Berechnung der Wartezeit ist, da& die nache¬

ntrichteten Beiträge als rechtzeitig entrichte

Pflichtbeiträge gelten. Wenn die Ptlicht zur

NachV. besteht, so werden die nicht mit Bei¬

tragen zu belegenden Kalendermonate (z. B.

infolge Arbeitsunfähigkeit ohne Entgeltbezug)

vom Eintritt in die v.freie Beschäftigung bis

zum Austritt als Ersatzzeiten im Sinne d<

$ 170 AVG. angerechnet. Vielfach wird der

Angestellte während der VFr. die AngV. frei¬

willig fortgesetzt haben. In solchen Fällen muß

der Arbg. dennoch für die gesamte in Betracht

kommende Zeit Ptlichtbeiträge nachentrichten.

Die lür den gleichen Zeitraum geleisteten frei¬

willigen Beiträge bleiben daneben wirksam.

ie bilden also praktisch eine Höherversiche-

rung. Tritt der Ang« stellte nach seinem Au

scheiden in eine andere, ebenfalls nach §§ 11,

12 Nr. 1 bis 3. 17 AVG v.treie Beschäftigung

ber, so ist ihm von seinem Arbg. eine B<

scheinigung EU erteilen über die Zahl und Hohe

der Für ihn nachzuentrichtenden Beiträge sowie

über die Kalendermonate, auf welche die Bei¬

ti entfallen. Eine gleiche Bescheinigung ist

der RfA. unter Angabe des neuen Arbg. zu

übersenden. Die Nachentrichtung der Beiträge

ist erst dann vorzunehmen, wenn beim Aus¬

seheiden aus <\er zweiten oder den sich an~

schließenden w< en v.freien Beschäftigung

tlls nicht Ruhegeld oder Hinterbliebe¬

nenrente gewährt wer'len. Di< ^lichkeit

wird lr aul Cirund dk BBG. Entlassene

schwerlich in Frage kommen, weil nach Nr. 10

2. DurchfVO. Nichteignung, nichtarische

Abstammung und nationale Unzuverlässigkeit

ine künftige Beschäftigung, di< r-

ihnten Vorschriften des AVG. v.frei S in

würde, ausschließen.

Wenn die Durchführung der NachV. auch dem

rbg. oblie wird es im - ien Inter-

i Sache ten .,
zu

üherw i en, dah die NachV. bei endgültigem

Aus 'en sofort und im richtigen Umfa

Vi -nommen wii IT\ allen Zw ist

-kmäßig, \. zu 1 ichtigen,

(Vu von
s

'•"

ten wird. Bei Streit ül • Ai istun

Beschäl t zu-

V \ tl B Y

ir die I n v V. ist die NachV. in § 1 RV< >.

ents i d vi hen. i!; kommt

die N V. t • ien in Fr e, die

4, 12» Nr. 1 und 2. 1242

v.freien

im Schluß des Jahres 1923 sind I für

jede Woe! in der Lohnkl II, für die

t in tler dem n Lohn ent-

s] i Lohnki hten. Hat

32*



der Arbn. auch hier freiwillige Beiträge ge¬

leistet, so treten diese ebenfalls zu den gleich¬

zeitig vom Arbg. nachzuklebenden Beiträgen
hinzu. Die Vorschrift des § 1290 RVO., dafi

für jede Beitragswoche nur ein Beitrag zählt,

findet insoweit keine Anwendung. Eine Vor¬

schrift wie in der Ang.V., daß in der NachV.-

zeit liegende, nicht mit Beiträgen zu be¬

legende Zeiten als Ersatzzeiten rechnen, ist in

der InvV. nicht vorgesehen. Streit über die

Beitragszahlung wird nach § 1459 RVO. ent¬

schieden.

^ 18 AVG. und § 1242a RVO. geben in ihrem

letzten Absatz der Reichsregierung die Er¬

mächtigung, Ausnahmen zuzulassen, in denen

die NachV. unterbleibt oder aufgeschoben
wird. Davon ist in der VO. vom 4. Oktober

1930 (RGBl. I S. 459), die nur kurz besprochen
werden kann, Gebrauch gemacht. Die NachV.

unterbleibt beim Ausscheiden durch Tod,

wenn versorgungs- und anspruchsberechtigte
Angehörige nicht vorhanden sind. War der

Ausscheidende vor Eintritt in die v.freie Be¬

schäftigung weder inv.- noch angv.pflichtig, so

unterbleibt die NachV., wenn nicht für min¬

destens 120 Wochen oder 24 Monate Beiträge
nachzuentrichten sind. Dagegen sind die Bei¬

träge nachzuentrichten, wenn danach eine

v. pflichtige Beschäftigung aufgenommen
oder die NachV. binnen drei Jahren nach dem

Ausscheiden zwecks freiw. WeiterV. beantragt
wird. Diese Vorschrift kommt auch für die

nach dem BBG. Entlassenen in Frage. Sind

während der v.freien Zeit freiw. Beiträge ent¬

richtet und hat der Arbg. Zuschüsse hierzu ge¬

leistet, so kann er die nachzuentrichtenden Bei¬

träge um diese Zuschüsse durch Umrechnung
in Markenwerte kürzen (vgl. hierzu oben:

freiw. WeiterV. neben NachV.). Auch dies

Vorschrift ist für die nach dem BBG. Ent¬

lassenen zu beachten. Aufgeschoben
wird die NachV., wenn der Beschäftigte von

einer an sich inv.pfl. Tätigkeit zu einer an sich

angv.pfl., aber ebenfalls v.freien Tätigkeit über¬

geht oder umgekehrt. Eine NachV. für die

erste Beschäftigung kommt erst in Frage,
wenn sie auch für die zweite Beschäftigung
Platz greift. Die NachV. wird aufgeschoben,
solange die v.freie Beschäftigung vor¬

übergehend unterbrochen wird. Wirrl

eine an sich v.pflichtige, aber gemäfi §§ 1234,

1235 Nr. 1 und 2, 1242 RVO. oder gemäfi
$$ 11, 12 Nr. 1 bis 3, 17 AVG. v.freie Beschäf¬

tigung, noch aus anderen Gründen

frei, so bleibt die NachV. bis zur Beendigung
des Beschäftigungsverhältnisses aufgeschoben.
Die NachV. wird aufgeschoben, wenn der aus

der v.freien Beschäftigung ausscheidenden

Person Wartegeld oder eine ähnliche zeit¬

liche Versorgung gewährt wird oder Ruhe¬

gehalt und Hinterbliebenenversorgung (§ 1234

RVO., § 11 AVG.) zugesichert bleibt. Solch«

Personen und auch dem Vtr. (RfA. oder LVA.)
ist eine Bescheinigung über Zahl, Höhe u;

Zeit der nachzuentrichtenden Beiträge zu er¬

teilen. Die Beiträge sind hierbei erst nachz<

entrichten, wenn beim Eintritt des VF. wed

Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente noch eii

gleichwertige Leistung gewährt wird. Auf d

nach dem BBG. Entlassenen findet diese Vo

schrift insbesondere Anwendung, wenn anfangs
auf Grund des BBG. gewährte Bezüge später

entzogen werden, wie es bei der widerrut

liehen Unterstützung jederzeit sowie beim

Ruhegehalt nach Nr. 3 Abs. 1 Satz 7 der

2. DurchfVO. der Fall sein kann. Weiterhin

wird die NachV. aufgeschoben, wenn eine aih

der v.freien Beschäftigung ausscheidende Frau

sich verheiratet und wenn ihr Ehemann ge¬

mäfi § 1234 allein oder in Verbindung mit

§ 1242 RVO. oder gemäfi § 11 allein oder in

Verbindung mit § 17 AVG. v.frei ist. In

solchem Falle ist die NachV. jedoch nachträg¬
lich vorzunehmen, wenn die Ehe gelöst wird,

ohne dafi der Ehefrau eine dem § 1242a Abs. 1

RVO. oder dem § 18 Abs. 1 AVG. ent¬

sprechende Leistung gewährt wird. Nach dem

BBG. entlassene Frauen können unter diese

Vorschrift fallen. Endlich wird die NachV.

aufgeschoben, wenn die aus der v.freien Be¬

schäftigung ausscheidende Person nicht un¬

mittelbar, aber spätestens ein Jahr nach dem

Ausscheiden in eine andere v. f r e i e Beschäf¬

tigung oder zu einer probeweisen Beschäftigung
übertritt, die spätestens zwei Jahre nach dem

Ausscheiden in eine v.freie Beschäftigung über¬

geht. Hier sind wiederum die schon mehr¬

fach erwähnten Bescheinigungen auszustellen.

Erst wenn auch nach dem Ausscheiden aus

der zweiten oder der sich anschließenden wei¬

teren v.freien Beschäftigung ebenfalls nicht

Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente gewährt
wird, ist die NachV. vorzunehmen. Für nach

dem BBG. Entlassene kommt diese Vorschrift

wiederum schwerlich in Betracht, weil, w

oben betont, diesen Entlassenen die Vorau^

Setzungen für die künftige Einstellung in ein

solches v.freies Beschäftigungsverhältnis man¬

geln werden. Ob die Nachentrichtung auf

Grund dieser VO. unterbleiben oder aufge¬
schoben werden kann, entscheiden die nach

$ 1234 Abs. 2 RVO. oder § 11 Abs. 3 AVG.

zuständigen Stellen. Der Arbg. ist also zu einer

Entsch. darüber nicht befugt.

Die KV. und AlVers. kennen eine NachV. in

diesem Sinne nicht. Bei Entlassungen nach

dem BBG. taucht oftmals die Ansicht auf, dafi

zumindest in bezug auf die AlVers. eii

NachV. vorzunehmen sei. Es ist deshalb not

wendig, besonders darauf hinzuweisen, de

beim Ausscheiden aus einer kv.freien ode

alvers.freien Beschäftigung Möglichkeiten ein»

NachV. in diesen beiden V.zweigen nicht ge

geben sind (vgl. auch VG. 1932 S. 353).
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Gesundheitsfürsorge in der Invaliden¬

versicherung 1932
Ein erschütterndes Bild über die Notlage der

Invalidenversicherung gibt der vom Reichsver¬

sicherungsamt erstattete Bericht über die Ge¬

sundheitsfürsorge in der InvV. für das Jahr

1932. Der Bericht bemerkt schon in seinem

Vorwort, dafi die drückende allgemeine Wirt¬

haftslage der letzten Jahre, deren Auswir¬

kungen auch das Gebäude der SV. stark er-

hütterten, die erhoffte nachhaltige Besserung
nicht erfahren habe. Um der Gefahr der gänz¬
lichen Einstellung der freiwilligen Leistungen
zu begegnen und die gesetzlichen Pflicht¬

leistungen sicherzustellen, hat das RVA.

bereits am 29. September 1931 Grundsätze zur

Beachtung empfohlen, damit die zur Verfügung
stehenden stark begrenzten Mittel möglichst
gleichmäßig und zweckentsprechend verwendet

würden. Die statistischen Angaben weisen auf

allen Fürsorgegebieten einen zahlenmäßigen
Rückgang um 72 v. H. gegenüber dem Jahre

der Höchstleistung 1930 auf. Inwieweit die Ein¬

schränkung der Heilverfahren sich in einer

Verschlechterung des Gesundheitszustandes der

versicherungspflichtigen Bevölkerung und damit

in einer Vermehrung der Invaliditätsfälle aus¬

wirken werde, lasse sich zur Zeit nicht be¬

urteilen; irgendeinen Rückschluß auf eine Ab-

oder Zunahme der einzelnen Krankheitsarten

gestatte die vorliegende Statistik nicht.

In der rechtlichen Grundlage für die Gesund¬

heitsfürsorge der InvV. ist eine Aenderung
nicht eingetreten, so daß auf die früheren Be¬

richte verwiesen werden kann. Die Ueber¬

sichten enthalten die Angaben bis zum Jahre

1918 über das Gebiet des Vorkriegsreichs mit

31 LVA. und 10 Sonderanst., vom Jahre 1919

«iber über das heutige Reichsgebiet mit

28 LVA. und 6 Sonderanst. Vom Jahre 1897 an,

wo die Heilverfahrensfälle 11 000 betrugen, trat

bis 1930 ein Höhepunkt mit 539 925 Fällen ein,
die sich schon 1931 auf 397 795 Fälle vermin¬

derten und 1932 auf 153 315 derartiger Fälle ge-

inken sind d. h. gegenüber 1930 um 72 v. H.

Heilfürsorge wurde im ganzen 133 319 (1931:
371 416) Personen zuteil, zu denen noch 520

(1154) in Walderholungsstätten aufgenommene
Kranke und weitere 3451 (45S4) Personen traten,
die in sogenannte Bewahrungsfürsorge (Asylie-
run?) genommen waren. Eine „ordentlich" ab¬

geschlossene Heilbehandlung genossen 119 415

Personen, von denen nach $* 1269, 1304 RVO.

als Versicherte 115 649, als NichtVersicherte

gemäß § 1274 RVO. 3766 und 13 464 (im Vor¬

jahr 34 342) als Kinder nach § 1274 RVO. be¬

handelt wurden; die Waisenfürsorge erstreckte

sich auf 440 Rentenempfänger. Gegenüber dem

Vorjahr beträgt der Rückgang der einzelnen

Arten 60 bis 75 v. H.

Robert Fette, Stuttgart

Die Gesamtausgaben für die Durch¬

führung der Heilfürsorge beliefen sich euf

51070154 RM. (1931 noch 94,3 Millionen RM.)
mit einer Senkung von 45,8 v. H. Nach Abzug
der Ersatzleistungen durch Kk.en hatten die

VersTr. an Reinaufwendungen 41,1 Mil¬

lionen RM., von denen auf die eigentliche Heil¬

behandlung nach § 1269 R VO. 36,1 Mil¬

lionen RM. entfielen. Nach Abzug der hierfür

zuständigen Ersatzleistungen verblieben den

VersTr. an Reinausgaben 30,2 Millionen RM.;
auf das Hausgeld und sonstige Mehrleistungen
nach § 1440 RVO. entfallen 2,8 (6,2) Mil¬

lionen RM. Die in Walderholungsstätten unter¬

gebrachten Personen erforderten 93197 RM.f
die Bewahrungskranken 1,8 Millionen RM.

Eine Uebersicht der überhaupt abgeschlossenen
137 290 Heilbehandlungen bei den einzelnen

LVA. ergibt bemerkenswerte Unterschiede. Auf

1000 Einwohner entfallen im Reichsdurchschnitt

2,20 Heilverfahren, bei einer Anstalt im Min¬

destmaß 0,38, im Höchstmaß 3,63, auf 100 Voll¬

versicherte durchschnittlich 1,36, mindestens

0,42 höchstens 16,42. Von den Gesamtaus¬

gaben kommen auf jeden Vollversicherten

durchschnittlich 5,06 RM., höchstens 8,15 RM.,
mindestens 1,39 RM., auf 1000 RM. Beiträge
durchschnittlich 79,52 RM, höchstens 122,36 RM.,
mindestens 30,69 RM. Die Rein ausgaben sind

durchschnittlich pro Versicherten 4,08 RM.,
höchstens 6,16 RM. mindestens 1,22 RM., auf

1000 RML Beiträge durchschnittlich 64,08 RM.f
höchstens 96,10 RM., mindestens 26,82 RM. Aus

diesen Zahlen geht die sehr verschiedene Höhe

des Beitrags einher, verteilt nach Zahl und

Lohnhöhe des Versicherungspflichtigen, die ver¬

schieden hohen Verpflegungssätze, aber auch

die ungleiche Höhe der von den Kk.enBeiträgen

abhängigen Ersatzleistungen hervor. Nur bei

der besonders notleidenden LVA. Grenzmark

treffen 5 der Mindestzahlen zusammen, sonst

handelt es sich bei den übrigen 7 Vergleichs¬
zahlen jedesmal um eine andere LVA.

Die Anträge auf Gewährung eines Heilver¬

fahrens sind auch erheblich zurückgegangen.
Von Versicherten sind einschließlich der vom

Vorjahr übertragenen für ständige Hlv. 142 626,

für nichtständige Fälle 75 549 Anträge ein¬

gereicht, von NichtVersicherten 4050 bzw. 1080

und im Kindesheilverfahren 21 779 bzw. 482.

Genehmigt wurden von den ständigen (An-

stalts) Hlv. der Versicherten 50 v. H., von den

unständigen-ambulanten Hlv. rund 70 v. H.,

von den ständigen Hlv. der Kinder rund 80 v. H.

Von den ständigen Hlv. bei Lungen- und Kehl¬

kopftuberkulose sind 67 v. H. genehmigt und

22 v. H. abgelehnt, bei allen Hlv. für ständig
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Behandlung sind H. bewilligt und 35 v. H.

abgelehnt worden.

Im Vordergrunde aller Gesundheitsfürsor

steht nach wie vo die Bekämpfung ri»

Tuberkulose; bei ihr betrug die Zahl i

Behandlungsbedürftigen 21454 einschließlich

der Lupuski anken. Davon befanden sich in

Ständiger Behandlung 24 798 Kranke, in nicht-

tändiger 2656 (im Vorjahr 1713), so daß im

Verhältnis mehr Behandlungen ambulant vorg¬

enommen wurden. Der ( j< samtkostenauiwand

belief sich auf 22,3 Millionen RM. Der Haupt-
teil mit 26484 Personen entfiel auf Lungen-

und Kehlkopftuberkulose, Hundert aul

i uberku! und Lup somit entfallen

96,5 v. H. aller an Tuberkulose leidenden Per-

d entere. Die Zahl eler Bei

fiel um 23,7, der Kostenautwand ing von

204 Millionen RM. auf 21,4 Milli« RM.

k. Ein stand, Hlv. wurde 2 > Per-

onen mit einem Kostenaufwand von 20 Mil¬

lion» RM. ut. Ii« durchschnittliche

Kostenaufwand betrug 9,09 RM. pro Tag, ein

Krankheitsfall kostet bei durchschnittlich

96 Tagen $74,37 RM. Mit Erfolg wurden

73,8 v. HL der Männer und 78,1 v. H. der Frauen

n. Die Nachprüfung der im Jahre 1929

an Lungentuberkulose behandelten Fälle ergab
im Jahre 1(*30 noch 67 v. H. erfolgreiche Kuren,

1932 noch 60 v. H., die 1931 behandelten

Kranken wiesen 1932 noch 63 v. H. Erfolge auf.

Ueber die berufl Z ehörigkeil wird lv

richtet, dab bei elen Männern 14 v. H. auf

das Baugewerbe, 10 v. H. auf die Herstelluni
von Metall* 3 v. H. auf die Maschinen¬

industrie und 9,1 v. H. auf die Landwirtschaft

< ntfielen, eier Rest in ren Vornhin.dert-

itzen, darunter Verkehrsgewerbe mit 7/5 v. H.,

if and« Die Fraufen zählten di

ten Anteil bei hauslichen D ten mit

33,2 \. H dann Bekleidungsgewerbe mit

11,5 v. H., Textilindustrie* 8,1 v. H., die Land¬

haft 5,4 v. H., der Rest geringere Sätze.

An Lupus sind 270 Fälle erfolgreich be

handelt mit urchschnittlich* B<

dauer von S,6 Monaten, im Höchstfall 30 Mo¬

nate, wovon noch 11 Kranke betrollen waren.

Die zweite* Volkseeuche ansteckende Ge¬

schlechtskrankheiten — ist, wenn

aucl» mit erheblichen Einschränkungen, auch

folgreich bekämptt worden, so daB von den

14 712 Kranken 98,6 v. H. geheilt entin wer¬

elen konnten. St tionär wurden 1422, ambulant

13 290 Personen mit einem ( mtaufwand jron

1,2 Mill) RM. 1>< delt. I ine Reihe von

LVA. dit- Behandlung dieser Krankheiten ein¬

schränkten, zum 1 eil nur Syphilis und von

diesen nur elie schwereren Fälle in Fürsorg
nahmen, läßt elie* Zahl und die Veiteiluno- der

Behandlungskuren auf die* einzelnen Krankheits¬

arten keinen Schluß aut deren Ab- oder Zu-

hme zu.

Erfolgszahlen über einige andere Krankhei

können dem Bericht entnommen werd*

Rheuma, behandelt 6020, erfolgreich 6120 gleit
90 v. H., Krebs, behandelt 85, erfolgreich
leich 65 v. H., Nervenleiden, behandelt 791

h 7557 gleich 96 v. H., Erschöpfun
behandelt 348 rfolgrekh 3338 gleich 90 v. 1

Atmungskrankheiten, behandelt 3280, erfo

reich 3099 gleich 94 v. H., Herzleiden, behan¬

delt 2925, erfolgreich 2628 gleich 89 v. I

Verdauui\gsbeschwerden, behandelt 2544, er¬

folgreich 2316 gleich 93 v. H, Frauenleid«

behandelt 2127, erfolgreich 18->2 gleich 90 v. ft

Am umfangreichsten war die Einschrünkun

bei der Zahnbehandlung, die von eini

Anzahl von VersTr. überhaupt eingestellt

wurde, durchweg mußte nach dem Grunei

verfahren werden, daß nur bei Abwendui

drohender Invalidität Behandlung gewährt
wurde. Gegenüber 240 387 Personen im Jah

1930 und 190 414 Personen im Jahre 1931 er¬

hielten im Berichtsjahre nur 40 166 Versichei

ein Hlv., elas insgesamt einen Kostenaufwand

von 1,6 Millionen RM. erforderte, die sich

: i ..- und KrV. verteilen.

Allgemeine Maßnahmen gemäß § 1274

RV< >. dienen sur Verhütung vorzeitiger Invali"

ität unter den Versicherten und zur Hebui

eler gesundheitlichen Verhältnisse der verspll.

Bevölkerung. Die esamten Aufwendungen

hierfür betrugen 11,7 (i. V. 21,3) Millionen RM

die R< en v. n Sf7 Millionen R'

tztei sind gegenüber 1931 um 46,3 v. 11.

gegen 1930 um 64/5 v. H. gefallen. Zur B

kämpfung eler Tuberkulose sinel 5,3 Millionen

RM., zu eler der < ieschlechtskrankheiten 1,3 Mil¬

lionen RM., tiir Kinderfürsorge nur noch

0,7 Millionen RM. g n 2,6 Millionen RM. im

Vorjahr verwen« worden. Diese Aufwen¬

dungen dienen zumeist der Unterhaltung von

Fürsorge- und I tungsstellen.

.n Sonderbericht wird, wie üblich, über die«

Beratungsstellen für Geschlechtskrank

vorgelegt; nach dem Ihi icht waren v mübe

I Beratung eilen Vorjahres nodi 236

vorhanden, 123 437 Krank- dann

43 004 Selbstmeldungen, zugeleitet sind. Tat-

ichlich krank befunden sind 70 979 Personei

so daß mit elen vom J. 1931 überwies n

noch 214'JOS Kranke in üeberwachung standen.

Das Verhältnis der einzelnen Krank arten

hat sie nicht wesentlich verändert, d elit

philis mit 12 077 Neuerkrankungen en-

über 25 572 Tripperfällen etwa gleich blieb. An

K» elen LVA- für ehe Beratui

9§Q433 RM. erwachsen, von elenen 173 85« RM

von anderen Stellen ersetzt sind, gröl sten

bed den Man :\ nüt 59 334 RM. un

in W ü r 11 o m b e r g 32 790 RM.

Di eigenen Heilanstalten d« LVA.

haben eine Veränderung nicht erfahren, von

59 Lungenheilanstalten waren 6 elas ganze Jahi
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schlössen, von 61 Genesungsheimen blieben

14 das ganze Jahr unbenutzt, 12 waren nur zeit¬

weise belegt. An Betten waren insgesamt 15 078

vorhanden, die von 57 256 Kranken benutzt

wurden.

meinnützige Vermögensanlagen
nnen nach § 26 RVO. erfolgen. Insgesamt
ren seit 1925 bis zum Ende des Jahres 1932

rund 587,8 Millionen RM. angelegt, im Berichts¬

jahr selbst noch 7,6 Millionen RM. — I

Kleinwohnungsfürso, dienten V7 Millionen

M., der mittelbaren Wohnungsfürsorge durch

Hypothekenpfandbriefe 104 Millionen RM., in

Ledigenheimen 7,2 Millionen RM. In den

eigenen Anstalten der LVA. sind 101,6 Mil¬

lionen RM. festgelegt.
Dem Wunsche des Berichts, daß das nächste
Jahr 1933 ein freundlicheres Bild zeigen möchte,
kann sich nur jeder Verstänelige anschließen.
Sehr günstig ind die Aussichten trotz der

lings erfreulich ansteigenden Beitragsein-
hmen aber nicht, da die Voranschi aller

VersTr. nur 30 Millionen RM. Ausgaben vor¬

sehen.

Normalisierung im Dienste der Kranken¬

versicherung Fritz Okraß, Berlin-Steglitz

Insbesondere soweit die Kk.en als Abnehmer
ler Vernvttler von „Waren" in Betracht kom-

n, besteht in eler KV. ohne Zweifel ein Be¬
dürfnis nach Normalisierung. Zuerst und am

' hhaltigsten hat es sich geltend gemacht in
der Verwaltung d< Kk.en. Die ver-

hiedensten Stellen, vor allem auch die
K pitzenverbände haben sich um eine

inheitlichung eler K nverwaltungen be¬
müht. In erster Lini« md dabei das Streben

i iner Normalisierung des Vordruck¬

en s unrl der A k t e n a b 1 a g e. Besonde
' o eich 1.

_

dit Bemühungen nicht ge-
endet. Auch heute noch besteht eine schier

unübersehbare4 Mannigfaltigkeit auf diesen (:

\on. Damit wird nicht nur die Herstellung
eler verschiedenen Vordrucke sehr verteuert;

ch nach außen wirkt sich die Ungleichheit
im Vordn ckwesen nachteilig aus. Wir wollen

r nicht ela von reden, wie» schwer es den

iei ingestellten fällt, sich in neue Vorelrue

einzuarbeiten, wem e ihre Stellung wechseln.
Viel unangenehmer ist die Verschiedenheit elei

iifüllenden Vordrucke z. B. für die Aerzte.

Das Bedürfnis der Kassenärzteschaft hat eh

ach eine Normalisierung der Kranke n-

e, Krankengeldscheine und

r Kran ken kart im Jahre 1931 (vgl.
I\. 1931 Sp. 471) erzwungen. Allerdings ist

Normalisierung hi< auf halbem Wege»
hen geblieben. Es wureh der Inhal'

sehr ien Vordrucke t t, die äutv

s titung blieb aber em freien Ermessen
r Kk.en überlassen. I: lind untei i

; In.ständen nach wie vor Krankenscheine ii

iedensten Ausführungen im Gebraut

ilt von den kastei) tliche

R e c h n u n g e n. Auch für di< m 6. Juli
52 (siehe Lehmann, Aerzt unel Kranken-

ten, Ö. Aull. S. 131) eine Vereinbarung zü¬

nde gl kommen, elie aber auch nur den

estinhalt eh Rechnung bestimmt, ihre

re Au- taltung aber ebenfalls dorn frei

:\ überläßt. Erfolgreicher waren die

Bemühungen um einheitliche Vordrucke, die
durch das Abkommen über die ärztliche Ver¬

sorgung der Binnenschiffer („Jahrbuch der
KV." 1927 S. S6) unel durch den Vertrag mit

-m Standesverein reichsdeutscher Badeärzte
(Jahrbuch 1927 S. 87) festgelegt wurden. Da

e Vordrucke hier zwingend vorgeschrieben
wa sind sie auch wirklich eingeführt
worden«

Im übrigen sieht es auf dem Gebiete eles Vor-

druckwesens nach wie vor noch ziemlich wüst

BUS. Zwar haben sich in weiten Bezirken ein-

itliche Vordrucke durchgesetzt, aber in der

Regel sind sie auf die Mitglieder bestimmter
Kassenverbände beschränkt geblieben« Dabei

stehtf wie bereits in DK. 1927 Sp. 547 nach*

en worelen ist, nun wirklich kein Grund,
rede in der Kassenverwaltung eierartige Ver-

schiedenheiten immer weiter mit durchzu-

hleppen. Auf elen persönlichen Geschmack,
r z. 15. in Fragen der Bekleidung oeler Er¬

nährung eine maßgebende Rolle spielt, kommt

i s hier bestimmt nicht an. Es steht zu holten,

elaß im neuen Staate, eler aus Gründen eler

Klarheit und Durchsichtigkeit auf die Verein-

itlichung der Verwaltung naturgemäß gröfi-
i Gewicht legt, auch in dieser Beziehung

kraftvoll durchgegriffen wirel. Auf die* beliel

Eil >rötelei so mancher Praktiker sollte man

nun kein Gewicht mehr legen.
Neben eler Verwaltu gibt es aber aurh noch

andere weite Gebi der Versicherung, in

nen eine Vereinheitlichung unel Normalisie¬

rung sehr nutzvoll sein könnte. Wir denken ela

vor allem an d'w £ hleistungen. Auch

hier sind bereits Vorarbeiten geleistet worden,

auf denen weitergebaut werden kann. > ist

/. li. am 25. Oktober 1927 gelungen, in

Zusammenarbeit zwischen elen Spit: verbän¬

den der Kk.en, eier Optiker und der optischen
Industrie elie Ka nbrill i normall-

gl „Jahrbuch rler KV." 1927 S. 106).
Nach dem Spit/ .bkommen sind nur noch

drei nach Ausstattimg und Preis durch Zeich-
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nung genau festgelegte Brillenmuster von den

Optikern für die Kk.en zu liefern. Diese Ab¬

machung hat sich bewährt, was nicht zuletzt

dadurch bewiesen wird, daß zwar in den ver¬

gangenen Jahren über den Preis der Brillen

e*hr oft Verhandlungen geführt worden sind,
über die Brillenmuster aber kaum. Außerdem

endeten diese Verhandlungen stets damit, daß

an den bewährten Mustern festgehalten wurde.

Leider sind aber noch längst nicht alle Kk.en

dazu übergegangen, die durch Reichsverein¬

barung festgelegten Muster nun auch wirklich

einzuführen. Auch hierin wird hoffentlich bald

eine Aenderung eintreten.

Ein weiterer verheißungsvoller Anfang ist durch

Zusammenarbeit des Reichsgesundheitsamts,
der Krankenanstalten, der Kassenspitzenver-
bände, der Universitätskliniken, der Heeres¬

verwaltung, der Apotheker auf dem Gebiete

der Verbandstoffe gemacht worden, für

die seit 1928 einheitliche Normblätter als ver¬

bindlich anerkannt worden sind (^Jahrbuch der

KV." 1928 S. 151). Durch das sogen. Verba-

Abkommen (siehe Jahrbuch 1928 a. a. O.) ist

dafür gesorgt worden, daß die so genormten
Verbandstoffe sich in der Praxis auch wirklich

durchgesetzt haben. Die Kk.en haben durch

diese Abkommen die Gewißheit, daß sie stets

die Verbandstoffe in gleicher Güte erhalten,
die Industrie und der Zwischenhandel haben

sichere Unterlagen bekommen und die Aerzte

und Kranken haben die Gewähr, daß sie gut
bedient werden.

"lier gilt es anzuknüpfen. Von den kleineren

Heilmitteln, bei denen eine Normalisierung am

ersten möglich und auch am dringendsten er¬

forderlich ist, nennen wir vor allem die

Wochenbettpackungen. Die Wochen¬

bettpackungen haben sich nach vereinzeltem

Widerstände der Hebammen, der aber in¬

zwischen fast restlos aufgegeben wurde, durch¬

weg in der Praxis eingebürgert. Durch mi¬

nisterielle Richtlinien (so durch die des preuß.
Min. f. Volkswohlfahrt vom 16. Mai 1927 —

1 M II 1578/27) ist sogar schon eine gewisse
Normalisierung wenigstens des Mindestinhalls

erreicht worden. Trotzdem bestehen hier eben¬

falls noch ganz ohne Grund sehr weitgehende
Verschiedenheiten. Sachverständige schätzen
die Zahl der im Handel befindlichen Muster

von Wochenhilfepackungen auf etwa 200. Das

mag etwas zu hoch gegriffen sein. Wenn man

aber bedenkt, daß für eine Entbindung im

ganzen Reiche doch überall so etwa derselbe

Aufwand von Heilmitteln erforderlich ist, wenn

man sich ferner daran erinnert, daß dieselbe

RVO. im ganzen Reiche einheitlich gilt, dann

muß man zugeben, daß auch für nur 20 ver¬

schiedene Wochenbettpackungen kein Raum

ist. Ehe Industrie muß sich auf zu viele Mög¬
lichkeiten einstellen; dadurch wird der Preis

höher. Der Einzelhändler muß unnötigerwei
sein Lager vergrößern, was wiederum ve

teuernd wirkt. Die Hebamme weiß niem;

genau, mit welcher Packung sie bei d»

kommenden Entbindung zu rechnen hat ui

welchen Inhalt die Packung haben wird. D

durch wird ihre verantwortungsvolle Arbe

sehr behindert. Die Kk.en schließlich werd<

mit unnötigen Kosten belastet. Die Kasser-

spitzenverbände haben sich deshalb der Nor¬

malisierung der Wochenbettpackungen ang

nommen und hoffen, sie in Zusammenarbeit n

den beteiligten Herstellern, Lieferern und Heil¬

berufen demnächst zu Ende führen zu können.

Die Normalisierung braucht in diesem Falle

durchaus nicht in eine Uniformierung auszu¬

laufen. Man kann den verschiedenen Bedürf¬

nissen dadurch Rechnung tragen, daß vei

schiedene Wochenbettpackungen zugelassen
werden, bei denen gegebenenfalls die eine

etwas reicher ausgestattet werden kann als die

andere.

Auch andere kleinere Heilmittel

sind einer Normalisierung sehr wohl zugäni
lieh. Wir erinnern an die Bruchbänder, die in

mehrhundertfacher verschiedener Ausführung
auf den Markt kommen, ohne daß dafür ein

Bedürfnis besteht. Dasselbe trifft zu füi

Gummistrümpfe, Leibbinden u. ä. Auch die

sogen. Krankenpflegeartikel wie Irrigatoren,
Speiflaschen, Stechbecken usw. brauchen regel¬
mäßig nicht mit Rücksicht auf verschiedenen

persönlichen Geschmack hergestellt zu werden.

Selbstverständlich wird man auch hier vor

einer Uniformierung warnen müssen. Es wird

immer wieder Fälle geben, wo mit der normalen

Ausführung des Heilmittels nicht auszukommen

ist. Sie sind aber lange nicht so häufig, dah

man auf eine Normalisierung verzichten müßte-.

Natürlich darf die Normalisierung kein Hinder¬

nis für etwaige Fortschritte sein. Der Gefahi

einer Erstarrung läßt sich aber dadurch

vorbeugen, daß die Ausschüsse, denen die Nor¬

malisierung der Gegenstände übertragen ist.

ihre Normungsvorschriften in bestimmten Zwi¬

schenräumen immer wieder überprüfen und sie

den Fortschritten der Wissenschaft und den

wechselnden Erfordernissen der Praxis laufenel

anpassen. Ferner darf die Normalisierung nicht

zum Vorwand genommen werden, bestimmten

Fabrikaten oder Firmen ein Monopol zu

verschaffen. Jeder Betrieb, der sich verpflichtet
die Anforderungen zu erfüllen, die an die ge¬

normten Heilmittel gestellt werden, und dei

sich einer unparteiischen Nachprüfung darübei

unterwirft, muß berechtigt sein, die normali¬

sierten Heilmittel herzustellen. Wird die Nor¬

malisierung nach diesen Grundsätzen durch¬

geführt, dann wird sie allen Beteiligten nui

Vorteile bringen.
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Ehrenämter in der Sozialversicherung.

Erlaß des RAM. vom 27. September 1933 -

IIa 9989/33 —.

Die Amtsdauer der Inhaber von Ehrenämtern

in der SV. läuft nach den zur Zeit geltenden
Vorschriften mit Ende des Jahres ab. Es wird

zur Zeit geprüft, inwieweit die Vorschriften

über die Wahlen und über die Besetzung der

Organe bei den VTr. sowie über die ehrenamt¬

lichen Beisitzer bei den V.behörden einer

Aenderung bedürfen. Ich bitte daher, bis auf

weiteres von der Vornahme von Wahlen Ab¬

stand zu nehmen.

Die Zusammenlegung von Ersatzkassen.

Bescheid des Reichsaufsichtsamts für PrivatV.

vom 12. Oktober 1933 (AI 1247). Die im Zu¬

sammenhang mit dem Ausbau der Deutschen

Arbeitsfront für den Gesamtverband der Deut¬

schen Angestellten bestimmten fünf BerufsKk.

können nach unserer Auffassung nicht als

neu errichtete Kk. angesehen werden. Nach

einer Vereinbarung vom 2. Juni 1933 zwischen

acht gewerkschaftlich gebundenen Ersatzkassen

und dem Gesamtverband der Deutschen Ange¬
stellten in der Deutschen Arbeitsfront sind von

den 8 Kassen seit dem 1. Juli 1933 nur noch

5 Kassen bestehen geblieben. Auf diese 5 Be¬

rufsKk., die als solche im Jahre 1927 nach

$ 503 Abs. 3 RVO. vom Herrn RAM. zuge¬
lassen wurden, sind die Mitglieder der 8 Kassen

entsprechend ihrer Zugehörigkeit zu den

9 Verbänden des Gesamtverbandes der Deut¬

schen Angestellten in der Deutschen Arbeits¬

front verteilt worden.

Die frühere Deutsche Angestellten-Kk. (Ersatz¬
kasse) hat unter Abgabe ihrer männlichen Mit¬

glieder den gesamten Bestand der BerufsKk.

«ies Verbandes der weiblichen Handels- und

Büroangestellten (Ersatzkasse) übernommen.

Sie führt jetzt den Namen „VwA.-Kasse, Be¬

rufsKk. der weiblichen Angestellten (Ersatz¬
kasse)".

Zur Versicherungsfreiheit von Kranken¬

kassenangestellten.

Die Frage der VFr. von Kk.en-Angestellten in

dei SV. begegnet gegenwärtig in der Praxis

wieder einem erhöhten Interesse. LArbAe. neh¬

men eine eingehende Prüfung der VFr. vor und

verlangen bei Feststellung von Fällen irrtüm¬

licher Befreiung eine Nachzahlung von Beitrü¬

gen zur AlVers. Auf Grund des Berufsbeamten-

setzes erfolgte Entlassungen von Kk.en-

Angestellten veranlassen die KassenVerwaltun¬

gen und die betroffenen Angestellten, sich

imit zu befassen, ob bisher bestehende Be¬

freiungen rechtmäßig waren. Hier ist es in der

Hauptsache die Frage, ob dem Entlassenen

nach Ablauf der ihm belassenen Bezüge ein

Anspruch auf Alu. zusteht, die zur Ueberprü¬
fung der VFr. in der KV. und AlVers. anregt.
Die VZ. hat sich in den letzten Jahren verschie¬

dentlich mit dem V.verhältnis der Kk.en-Ange¬
stellten beschäftigt (1931 S. 133, 266; 1932

S. 200, 353; 1933 Nr. 19 S. 285). Dennoch er¬

scheint eine nochmalige Hervorhebung der

wichtigsten Grundzüge und eine Behandlung
im Zusammenhang damit neu autgetauchter
Fragen notwendig. In der AngV. erstreckt
sich nach § 11 AVG. die VFr. auf diejenigen
Kk.en-Angestellten, denen „A nwartschaft"
auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten im

Mindestbetrage der ihrem Diensteinkommen

entsprechenden Höhe gewährleistet ist. Die

Gewährleistung der Anwartschaft bewirkt Be¬

freiung von der VPfl. von dem Zeitpunkt an.

an dem sie tatsächlich verliehen wird. Sie

hat keine rückwirkende Kraft. Ob eine An¬

wartschaft als gewährleistet anzusehen ist, ent¬

scheidet die oberste Verwaltungsbehörde des¬

jenigen Landes, in dem die Kk. ihren Sitz hat.

Inwieweit allgemeine Entsch. vorliegen oder in

welchen Fällen gesonderte Anträge zu stellen

sind, ergibt sich aus einer Darstellung in DK.

1930 Sp. 1051 ff. „Anwartschaft" auf Ruhegeld
usw. haben nicht nur Angestellte, die im Falle

der Dienstuntauglichkeit sofort ruhegehalts¬
berechtigt sind, sondern auch solche, die in

eine an sich mit Ruhegehaltsberechtigung aus¬

gestattete Stelle eingerückt sind, aber den

Ruhegehalts anspruch erst durch Zurück¬

legung einer bestimmten Wartezeit erwer¬

ben. Gewöhnlich ist die Anwartschaft mit der

dienstordnungsmäßigen Anstellung gewähr¬
leistet. Aber auch jedes andere Anstellungsver¬
hältnis, das ähnliche oder gleiche Sicherungen
enthält, ist dem gleichzuachten. Selbst eine

Probezeit oder die Beschäftigung als Hilfsarbei¬

ter, die nach den bestehenden Verwaltungs¬

grundsätzen den allgemein üblichen Uebergang
zu einer Anstellung mit späterer Ruhegehalts¬
berechtigung bildet, gewährleistet die Anwart¬

schaft.

Soweit Kk.en-Angestellte an sich der InvV.

unterliegen würden, regelt sich die VFr. nach

$ 1234 RVO. Das für die AngV. Gesagte gilt
hier entsprechend.

VFr. in der KV. besteht nach § 169 Abs. 2

RVO. für Kk.en-Angestellter die auf Lebens¬

zeit oder nach Landesrecht unwiderruflich oder

mit „A n r e c h t" auf Ruhegehalt angestellt
sind und daneben gegen die Kk. einen An¬

spruch auf KH. in Höhe und Dauer der Regel¬
leistungen oder für die gleiche Zeit auf Gehalt

in anderthalbfachem Betrage des KG.es haben.

Es müssen hier also zwei Voraussetzungen
erfüllt sein (vgl. auch Auskunft in Nr. 19

S. 285). Unter „Anrecht" auf Ruhegehalt ist

zu verstehen, daß im Falle der Dienstuntaug¬
lichkeit sofort ein Anspruch darauf be

steht. Nach der E. des RVA. vom 30. April
1920 (AN. 1920 S. 376) liegt eine Anstellung mit

„Anrecht" auf Ruhegehalt erst vor, wenn die

Wartezeit für den Anspruch darauf

(10 Jahre bzw. 5 Jahre) erfüllt ist. Vor diesem

Zeitpunkt ist nur eine Anstellung mit „An¬
wartschaft' auf Ruhegehalt gegeben, die VFr.

wohl in der AngV. und InvV., nicht aber in

der KV. zur Folge hat. Dieser vom RVA. auf¬

gestellte Rechtsgrundsatz gilt noch unverändert.
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In eler AlVers. ist eine besondere VFi. tür

Kk.en-Angestellte nicht vorgesehen. Wie sich
ach $ 69 AVAVG. die VPfl. aus elem Zusam¬

menhang mit eler KV. oder der AngV. ergibt,
iuch elie VFr. aus eliesem Zusammen¬

hang. Kk.en-Ant» die an r KW

unterliegen, davon aber nach § 169 Abs. 2 RVO.
VFr. geni n, sinei auch von der AlVers. b
freit. V.frei in der AlVers. sinel auch elie jenig»

-An. eilten, elie wegen eler Verdienst-
hohe* zwar nicht der KV., wohl r eler AngV.
unt» würden, von letzterei aber nach $ 11

KVG.

Mehrfach hat sich heraus teilt, dai Kk.en
VFr. ihrer Ar teilten in der KV. unrl damit
in der A1V< irrtümlich angenommen hatten.

hen elie Voraussetzungen ^ 109 Abs« 2
RVO. n mit elem Zeitpunkt der dienst-
rdnu en oeler sonstigen festen An¬

stellung als i ben an. ie*r irrtümlich
• r bewußt mit Besiehuni »f in eler Fach¬

literatur vertretene, von der B. des RVA. vom

30. April 1920 abweichende Ansichter würele

< i .tOrdnungSl l I MStige teste

llung, ohne ifi die Wartezeit erfüllt war,
s i tolche mit „Anrecht- auf Ru' halt

betrachtet. In rartigen Fälle ad d'w

Löschungen der Mitgliedschaft zur KV. tn

AlVers. rückgängig su machen. Beiti
• •n beiden Versiehe en müs ent-

end nach. ihlt werden. Ilerdings i
• i die V hrungsvorschrift des £ 29 Abs. 1

RV< I u beachten. Um eine absichtliche Hin-

•ung von B
.

elie ehe Anwend
eler \ ihrungsvorschrift chließen wii

elt h bei der irrtümliche':) Annahn
vo.n VFr. nie Zur EntI ng gekon. ie

Kk.e»u-A:v_ bei denen versehentlich VFr.

»genommen war, treten < ie rückwu>

Aufhebung der Löschung ihrer Mitglied¬
haft wieder in ihre Versicherung^ wi

Für cit untei di Umständen,
wenn eii- n Vorau zungen vorliegen,
uch Ansp Alu.

Die* Pflicht zur N ihlung von l>» ir

KV. und AIV für irrtümlich .ils v.frei an-

chäftiy ten ließ die Fi

n, wem die 1 I mg eler nae L. li¬

nden I obliege Von Kk.en in ihn
igenschaft als Arbeit; r ist elie

\ ertreten worelen, elaß die Beitragsrückstände
r KV. und AIV ß S 3S1 RVO. ui

143 AVA\ in d( ilen
n eler Kk. U n d elem \ ten zu t

n. trifft nicht zu. Nach § 395 Abs. I

RVO.. der nach 8 145 Abs AVAVQ
r die AlVers.beitr gilt, sinel die AI
r Beiti mäßig auf die

ut d S
e-ine* Lehrzeit unterblieben« ir

r Li "dun \o I
.

it

ichgeholt werden. n nicht • Beitrag
o h i Veii Ar!»-. \ ei sj t-

htet n en sinel. Also nur dam
Ai Fallen Kk., an <\or ver-

sp der Bei. x
r-

hulden tragen würde», wäre

e eler Arbn. int»

i Rückstäi zu in n. In den z\

elen Fällen Iie ber

Verschulden des Arbg., der Kk., vor. Ein lr
tum über ehe VFr. hätte der Kk. nicht unt

laufen dürfen. Sie hätte die seit langem tt

stehende Rechtslage kennen bzw. vor Löschi.
di Mitgli» haft Erkundigungen über
eltende Rechtslage einziehen müssen. We

Kk. unterließ und sich aus dieser T
che ehe Nachzahlung von Beiträgen not-

wendi macht, trifft sie daran die Schuh
D_ Verschulden hat zur Folge, daß die Kk
ie Nachzahlung allein zu tragen hat. Bei noe

im Dienstverhältnis befindlichen Angestellt*
besteht eine Ausnahme nur für die laufend
unel eine* zurückliegende Lohnperioc!
für zwei Monatsabzüge (§ 395 Abs. 2 RVO.)
Bereits ent! nen Angestellten dürfen ve

eien noch gewährten Bezügen Abzüge nicht

macht werelen. Diei Bezüfl stellen

Arbeitsentgelt, von dem allein Abzüge na?

$ 395 RVO. zu! g sind, nicht dar.

Kk.en-Angestclhe, die nach § 169 Abs. 2 RV
Frei Sind, haben sich zumeist nach $ 313 RV<

freiw. weiterversichert. Das wird oft auch

Fällen heben sein, in denen die VFr. h

Ktmlich angenommen wureh Soweit

Angestellt elie freiw. Heit; aus eigene
Mitteln entrichtet ha! teht im Falle de
W teilung r Pflichtmitgliedschaft A

pruch aut Rückzahlung elieser Beitrag» Zu
\«_: nung en rlie von ihr .zu¬

zahlenden Pflichtbeiträge ist die Kk. aus de
ben anfi rten Gründen nicht berechti

Die Rückforderung unterliegt iedoch wei

gehe en Verjähnmgsvorschrift eies $ 29 Abs.
RY( ). Hartwig Lindner, beriin.

Berühren die den auf Grund des Berufs¬

beamtengesetzes Entlassenen für drei
Monate befassenen Bezüge dieAnsprüche
auf Krankengeld und Arbeitslosenunter¬

stützung ?

D uif Grund der $>? 2, 3 und 4 des Berut-

beamtenf Entlassenen werelen auf d
Dauer von elrei Monater. ihre bisherigen Bez
weitergewährt. Diese zeitlich begrenzt bei
nen Bezüge gelten als sogenannte Abgangs

tsch ä el i g u n g e n. In einem Besch*
vom 7. A 1933 (RABl. S. I 211) hat
RAM zu Stellung genommen, inwieweit Ab-

h idigui • b der Abgal zui

Arbeitslosenhilfe zu berücksichtigen sine!. Zui

Beurteilung dieser Frage, elie in VZ. 1^33 Nr. I

S. 263 erörtert worden ist, hat der RAM. ein-
n Rechtscharakter eler Abga ent-

idigungen erläutert. Danach Ilen Ab-

chädigung»en grün /lieh i

dl es Arbeitslohns im Sinne cles ^
Abs. 1 eies Einkommensteuer! Hier

>n bestimmten Ausnahmen abge-
m cie r Steuerpflicht der Abgangsent-

i\ Iten worden. I

»ren Abg I hädigungen nach d

Rechtsaut; - im Arbeitsrecht und in de:
V ersicherung nicht zum Arbeit¬
entgelt im Si- er Rech biete. „Di

ssung grüne! xh darauf, daß Abgangs-
ents« *n keine Erhöhung des \

1 srl Arbeitsentgel sondern eine

Sonderleisti stellen, che n

528



Rücksicht auf ein bereits beendetes Verhält!

ewährt wfirej. Dementsprechend werelen Ab¬

sentschädigungen bei eler Feststellung eles

irundlohns nach § 180 RVO. nicht in Betracht

ogen. Sie unterliegen nicht der Beitrags¬
pflicht zur KV. und AlVers.; sie werden

nd er er seit auch nicht bei eler

Berechnung des KG.es oder bei der

Alu. berücksichtig t." Aus diesem

tzten Halbsatz wird in der Praxis vielfach ge¬

folgert, daß danach Abgangsentschädigungen
kean Ruhen des KG.es nach § 189 Abs. 1 RVO.

herbeiführen und zum anderen dem Bezu

von Alu. nicht entgegenstehen, so daß KG. od»

Alu. gleichzeitig neben der Abgnngsent-
hadigung gewährt werden müssen.

Die E mg des Bescheides an d i i r Stelle

? jleichtert zweifellos diese Meinung. Dennoe

eht sie m. E. fehl. Das w ntliche und haupt-
ichliche Moment des Be- übt in

Feststellung, daß Abgangsentschädigungen bei

der Ermittlung eles Grundlohns nach § 1

RVO. nicht in Betracht l gen werden« Der

zu elen irrtümlichen Folgerungen Anlaß

¦ben Nachsatz, elaß dies Abgai it~

hädigungen nicht der Beitragspflicht zur KV.

und AlVers. unterliegen unel andererseits

rch nicht bei ('er Berechnung des KCi.es oder

bei der Alu. zu berücksichtigen sin r, dient nur

der Erläuterung der Haupti teilung hinsicht¬

lich ch Nichteinwirkung dieser Entschädi¬

gungen auf den Grundlohn. Nach dem Grund¬

lohn rieht t sich die Berechnung der Beiträge
KV. ($ 385 RVO.) und zur AlVers. (§ 150

AVAVG.), nach ihm richten si< Bei ech-
i n. g und Höhe des K< f^ 183 Abs. 1

Nr. 2 RVO.] und der Alu. (§ 105 Abs. 3 und 4

WAVG.). Daß mangels Einfluß rler Abgang!
itschädigungen auf den Grundlohn auch die

führten iträfi un I en in

"ziehun a u f d en Grund¬

lohn unberührt bleiben, sollte in elem Be sehe'

im Ausdruck cht werden. A

« hlüssi einbezogen die oben bezeie

- \i 'em erwähnten Sa.tz i Be-

eides nicht ziehen.

Wenn auch nicht aus dem i r besprochenen
so läßt sich die Fr« nach

li von Abgangsentschä n

KCi.anspn rs der allgemeinen Fest-

ellui
_ s Bescheides bi tworten, daß di

icht zum Arbeitsentgelt im Sinne der SV.

n. Der A ai Kranl uc

II ruht nach S 189 Abs. 1 RVO., we

soweit der Versicherte während der Kränk¬

elt A r :> t t erhält. I m zum

Ri les Kranken- and Haus führe n

Arbeitsentgelt muß sich unzweife t um

im Sinne der SV. hart

so Entgel; las als G<

stete Ih dnrt wird. (vgl. auch Ha hn-

Kühne, Anm. 1 zu § 1«) RVO.). Diese für

en Entgeltsbegriff im Sinne der SV. w« t-

liche Ei. hie der Abc hädi-
Sie ist vielmehr, wie zutre in

heid gesagt ist, eine vom

abhängige Sonderleistung, elie mit Rücl

n bereits beende Verh. wäl

d. D- i Abs r m m-

Inde Rechtscharakter als Ar _t im

Sinne der SV. schließt selbstverständlich auch

ie Anerkennung als Arbeitsentgelt im Sinne

^ ISO Abs. 1 RVO. aus. Die Gewährm

von Abgangsentschädigung berührt somit den

Anspruch auf Kranken- und Hausgeld nicht.

Beide Leistungen sind unabhängig von der G»

Währung von Abgangsentschädigungen und

neben ihnen zu gewähren. Das Ergebnis dieser

Untersuchung tspricht dem aus dem ein¬

gangs erörterten Satz des Bescheides gefolger¬
ten. Trotzdem erscheint die Feststellung mit

Rücksicht auf elie nachfolgenden Ausführungen
wichtig, elaß die Gründe, die zu diesem Ergeb¬
nis führen, andere sind als die oben als irrtüm¬

lich bezeichneten.

A n el e r s ist es mit eler Einwirkung von Ab-

angsentschädigungen auf elen Anspruch aul

Alu. Nach § 113 Abs. 1 Nr. 1 AVAVG. erhält

er Arbeitslose keine Alu. für die Zeit, für die

e»r noch Arbeitsentgelt bezieht. Nach

Nr. 2 a. a. O. wird ihm Alu. auch dann nicht

gewährt, wenn er anläßlich des Ausscheide

as iner früheren Be iftigung Ab¬

findung oder Entsch ä dig u n g für jeden
•m Aussehe us di Beschäftige

folgenden Taj er Arbeitslosigkeit ein Betrag
in Höhe Arbeitsentgelts aufgewendet wer¬

ra kann, das der Arbeitslose für die in sein»

Arbeitsstätte übliche Zahl von Arbeitsstunden

beziehen würde, wenn er aus seiner Arbeits¬

telle nicht ausgeso h den wärt Weil eiie' Ab-

ligung kein Arbeitsentgelt im

Sinne der SV. ist, entfällt r Nr. 1
.
O.

Praktisch ist iber o eutung, weil h

Bezug einer Ab igui. Alu. auf

«rund der Nr. 2 O. nicht gewährt werden

mn. unbestreitb ii eine Abgang
entscl mg als Er ung im Sinne» d<

113 Abs. 1 Nr. 2 AVAVG anzu

Gleichzeitiger Bezug von Alu. neben Abg
entscl u ist nicht möglich. L.

Gefahrenklassen

in der Krankenversicherung.

\\ Vbstuf und Einhebung de

B< Uml ch i iei hrenkla \ in dt

UV. die Regel bildet, 1 n dw Dinge in ch

KV inders. Es gibt hier grundsätzlich
bei jeder Kk. nur einen einzigen Beiti

für alle Mitglieder oder Versicherungsrisiken
ch ist. Eine Ausnahme ma»cht hier nur die

Beit kürzu; arl. $ 1S(> RVO u w

Ausnahmen ie g» 'liehe Möglichkeil ii

s| RVO. v Danach kann die

S itzung die» Höhe eler Beiträge» nach • n Er-

w zweigen und Berufsarten der Versicherten

abstufen und eine» höhere Beim ler Bei-

tr Arbg. tür i I-

las it elie Erkrankungsgefahr erheblich

hoher ist.

Der > >S4 RVO. si zweierlei Möglichkeiten
>r. Einmal elie Abstufui t Vi t-

liche I Kk.-Beiträge hr-

werbszw n und Berufsarten unel dann i-

ine abweich»
_

trag

für azeh Betrieb* Beide lichkeiten

können nur »lann ant Iet werden, it

die Erk >lich höher is*

Di tzung rauh nicht e tu i nur bei
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der zweiten Möglichkeit vorli»egen, sie muß

auch bei der e n (anderweitige Festsetzung
der Beiträge für ganze Berufszweige) gegeben
sein. Bei beiden Möglichkeiten handelt es sich

um Kannbestimmungen.

Der erste Fall sieht vor, dafi die Satzung
die Beitrüge für besondere Erwerbszweige und

Berufsarten der Versicherten abstufen kann,
falls die Erkrankungsgefahr verschieden ist.

Die Beiträge werden bei Anwendung dieser

Möglichkeit nach verschiedenen Hundertsätzen

des Cirundiohnes bemessen. Hierbei ist zu be¬

merken, dafi der Grundlohn nicht geändert
wird, sondern für alle Mitglieder der Kasse

gleichmäßig festgesetzt wird bzw. festgesetzt
bleibt. Es ändert sich, wie bereits ausgeführt,
nur der Prozentsatz des Grundlohnes, der als

Beitrag eingehoben wird. Es braucht sich hier¬

bei nicht etwa nur um eine Erhöhung des Bei¬

trages zu handeln, vielmehr kann für besondere

Gruppen der Versicherten der Beitrag auch

gegenüber dem normalen Beitragssatz ermäßigt
werden, falls in diesen Gruppen die Erkran¬

kungsgefahr und damit die Belastung der Kasse

geringer ist. In Frage kommt stets eler Berufs¬

zweig des Arbn., nicht der des Arbg. Hier¬
durch ist es möglich, dafi für einen Betrieb, in

welchem verschiedene Berufe tätig sind, auch

verschiedene Beiträge erhoben werden. Eine
E. des RVA. vom 28. Juni 1919 besagt aus¬

drücklich, dafi die Abstufung der Beiträge nach

dem Erwerbszweig oder der Berufsarbeit des

Arbg. unzulässig ist. Von der Erhöhung oder

Ermäßigung des Beitrages werden sowohl der

Versicherte als auch der Arbg. betroffen. Die

Bezeichnung der Erwerbszweige und ebenso die
Höhe des abweichenden Beitragsfußes hat in

der Satzung zu erfolgen. Sie bedarf also des

Beschlusses beider Kassenorgane und der Ge¬

nehmigung des OVA. Ist die Angel»egenheit
in der Satzung ordnungsmäßig verankert, so

hat bei der Anwendung der Vorschrift (Er¬
höhung der Beiträge) weder der Arbg. noch
der Versicherte das Recht der Beschwerde. Es
ist dies nur möglich, wenn die Satzungsvor-

hrift unrichtig durchgeführt worden ist. Der
Absatz 3 des § 384 RVO. kommt bei der ersten

Möglichkeit nicht in Frage, er findet vielmehr
nur bei der Festsetzung höherer Beiträge für
einzelne Betriebe Anwendung.

Die zweite Möglichkeit des § 384 Absatz 1

RVO. besteht darin, für einzelne Betriebe
höhere Beiträge festzulegen. Es ist dies auch

nur dann angängig, wenn die Erkrankungs¬
gefahr in diesen Betrieben erheblich höher ist.

Hahn-Kühne äußern hierzu in Anm. lb
zu § 384 RVO.: „Es genügt nicht der bloße

Nachweis, daß tatsächlich bei den in diesem
Betriebe Beschäftigten zahlreichere Erkran¬

kungen vorkommen, als bei anderen Betrieben,
sondern es müssen die Gründe hierfür nach¬

gewiesen werden. Die höhere Erkrankungs¬
gefahr muß ihren Grund in sachlichen Eigen¬
schaften des Betriebs haben, nicht etwa nur in
der besonderen Zusammensetzung des Personals
haben (siehe die E. des RVA. vom 17. Oktober
1928, II K 10 28B). Die Gründe brauchen nicht
dem Gewerbszweige oder der Betriebsart eigen
zu sein, sondern können in besonderen Ver¬

hältnissen, z. B. in der ungesunden Lage od

in der Beschaffenheit der Betriebsräume od«

der Betriebsmittel oder in einer durch die Nach

barschaft begründeten Unfallgefahr liegen/4

Denselben Standpunkt vertritt eine E. des OVA.
Frankfurt vom 2. Oktober 1917. Es heißt ei

„Voraussetzung für die Anordnung von G

fahrenzuschlägen ist, daß die Erkrankung
gefahr der Betriebsart eigentümlich ist oci

daß die höhere Zahl der Erkrankungen mit d<

Einrichtung oder Art des Betriebes in ersicht¬

lichem Zusammenhang steht. Es genügt daher

nicht, wenn die höhere Erkrankungsziffer daraui
zurückzuführen ist, daß übermäßig viel Frauen
oder alte, schwächliche und kränkliche Per¬
sonen beschäftigt werden/ Die bereits oben
erwähnte E. vom 17. Oktober 1928 hat die Ei

höhung des Beitrages für einen Betrieb ab¬

gelehnt, die von der Kk. damit begründet war,
daß der Arbg. verpflichtet war, Erwerbslo
in größerer Zahl zu beschäftigen.
Die Satzung hat die Anwendung der Vorschrift
nur zuzulassen. Sache des Vorstandes ist es,

von dieser Ermächtigung von Fall zu Fall Ge¬
brauch zu machen. Praktisch erscheint es, in

der Satzung gleich irgendwelche Höchstgrenzen
des Beitrages festzulegen. Der Vorstand hat
dann nach bestem Wissen und Gewissen den

Beitrag innerhalb dieser Grenzen festzusetzen.
Für verschiedene Betriebe kann dabei der Bei¬

trag verschieden festgesetzt werden. Handelt
es sich bei der anderweitigen Festsetzung des

Beitrages an und für sich schon um eine Kann¬

bestimmung, so braucht weiter der Vorstanel
— auch wenn die Möglichkeit in der Satzung
verankert ist — von der Erhöhung des Bei¬

trages für einzelne Betriebe keinen Gebrauch

zu machen. So hält es eine E. des RVA. vom

6. Februar 1929 für unzulässig, den Vorstanel
durch die Satzung zu verpflichten, für einzelne*

Betriebe Gefahrenzuschläge zu erheben, wenn

die Krankenziffer in den Betrieben innerhalb

eines gewissen Zeitraumes den durchschnitt¬

lichen Krankenbestand der Kasse um einen ge¬

wissen Prozentsatz übersteigt. Von großer
Wichtigkeit ist, dafi bei der Erhöhung des Bei¬

trages für einzelne Betriebe durch den Kassen¬

vorstand nur der Beitragsteil des Arbg. von

der Erhöhung betroffen wird, nicht jedoch der

von Arbn. zu tragende Teil. Sind in dem be¬

treffenden Betriebe v.berechtigte Arbn. be¬

schäftigt, so bleiben sie aus diesem Grunde

von der Erhöhung ausgeschloss»en.

Nach Absatz 2 des § 384 RVO. ist für „Fest
Setzungen dieser Art" die Zustimmung de
OVA. notwendig. Diese Zustimmung kann sich

jedoch nur auf die erste Möglichkeit erstrecken

und aui die Satzungsänderung, die dem Vor¬

stand das Recht der Beitragsfestsetzung für

einzelne Betriebe gibt. Die Festsetzungen de

Vorstandes bedürfen im einzelnen Falle nicht

der Genehmigung durch das OVA. Die E.

des OVA. ist auch bei einer etwaigen Ableh

nung der Satzungsbestimmung endgültig (§ 324

Absatz 3 RVO). Der Absatz 3 des § 384 RVO

gibt dem Arbg. das Recht der Beschwerde,

falls der Kassenvorstand für seinen Betrieb
einen höheren Beitrag festgelegt hat. Die Bc

schwerde ist beim VA. einzureichen. Geg»
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die E. des VA. kann als weitere Instanz das

)VA. angerufen werden, welches endgültig
entscheidet. Die Beschwerde des Arbg. kann

sich sowohl gegen die Anordnung als solche

hten, sie kann jedoch auch gegen die Höhe

r auferlegten Beiträge eingelegt werden.

Weiter ist sie möglich, wenn der Vorstand

trotz Aufforderung durch den Arbg. die Bei¬

tragserhöhung nicht wieder rückgängig macht.

Es sei hier erwähnt, dafi der Arbg. jederzeit
eine Aufhebung des Antrages beim Kassen¬

vorstand verlangen kann, sofern die Voraus¬

setzungen für die Sonderbehandlung nicht mehr

vorliegen. Fr. Kleeis, Reichenbach/V.

RECHTSPRECHUNG

Die Reinigung von Schulräumen stellt

keine Tätigkeit im Gesundheitsdienst im

Sinne des § 537Abs.l Nr. 4 b der RVO. dor.

Bescheid des RVA. vom 4. Juli 1933 — P 1100a

.3 — (EuM. 34 L. 5).

Y.ch der - ligen Rechtsprechung den H\ \ iteilt da«

einigen ren Räumen nur «lann eine versicherte Betrieb

it dar, wenn die betreffenden Raiiinc eiMS fei

\. unterliegenden Setriebe diesen. Das Reinigen von

klafftenraunen ist in der RekE. wem M. März I9W

da 7903. 31) deshalb als unversicherte Tätigkeit an*:

ien wordin, weil die Räume iiiciit einem der l V.

unterliegenden Betriebe dienten. Die Richtigkeit d

Staadpuaktes wird dadurch nidit in Krage gestellt, dei

l Reinigel toe Klassenrautnen der Gesundheit der in

I Räumen /u unterrichtenden Kinder förderlich

Tätigkeit irn Gesundheitsdienst im Sinne des * 937

Nr. 4l> KVO. kann jedenfalls des Reinigen von Häumen

- solche n ich Auff issiinir des HVA nicht angesehen
«rerdes. Die Annahme, aal die im Bürobetrieo cm

Wohlfahrtsamtes Beschäftigten nach I ä:j7 Al>s. 1 Nr. 4i>

HNO. (Wr UV. unterliegen, kann sich nicht auf eine r

des R\ \ stützen. In dem von Ihnen erwähnten Aufsatz

Der kreis der InfalUersMherten in dvr Wohlfahrt

pflege und im Gesundheitsdienst
"

dürfte i\\i- Frage ver¬

nein! worden sein (/u rgl. S. 141 der Deutschen Zeitschrift

fur Wohlfahrtspflege 1930)

Bestattungskosten gehören nicht zu den

Aufwendungen, deren Ersatz aus der

Inv.Rente beansprucht werden kann.

H. des RVA. vom 11. April 1933 - IIa J. E.

»tt 32 - IX. Rev.-Sen.

I«e dei (»runden: Vieh * 1536 RVO. können für

n Krs.ii/ aal leistungen dei la*V. nur die Renten I-

inspracht werden. Das entspricht der Vorackrift dei

I U50 RVO.. nach welcher Gegenstand der Versicherung
ii Renten smd. Die Gewäbmng eines Sterbegeld tu

m die Beatattangakoetea 7\i ernetzen wären (§ 1533 \r. l

RVO.), ist der InvV. anbekannt« Infolgedessen gehören
tufwendungeu für die Beeidigang einet Invneoten-

i mpfängers nicht zu den Kosten, deren E rsets aus der

InvRente wem unterstützenden Färsorgeverband verlangt

werden kaut (zu vergl. Lehmann, Komm, zum Fünften

ond Sechsten Bache der R\(>. 4 Aufl - H Anm. 7

\i zu I 153h).

I >ie Beklagte hat ihren Anspruch fern nf § 1297 in

Verbindung mit ft 1301 RVO, gestützt Nach dieser letzten

Vorschrift wird die Rente fur den >terb«monat \ oll ge¬

llIt. Sic kann also von den Erben nicht zurückgefordert
werden. Der Fflrsorgererband ist aber nicht Erbe d«

Rentenempfängers geworden; infolgedessen ist § not RVO.

diese« Falle überhaupt nicht umwenden.

Die von einer Kk. bestellten Vertrauens¬

ärzte sind grundsätzlich nicht als ver¬

sicherungspflichtige Angestellte anzu¬

sehen.

E. d. Sehst, vom 28. Juni 1933 — 351 33 -

BG 33 Xr. <W.

.. für raitdheitsdienst und WohlfahrtspSegc hat

I nndKk. B. wegen der Tätigkeit «ler nebenamtlichen

nr.iucn ihr Betri rzeithnil aufgenommen.

II ren I «it die landKk. am 20. lannar 1933 R«

h ft 660 RVO. erhöhen. Die I andKk. hat

Vertrauensärzte _tuf Grund de.» I 3*V* RVO. und der

Bestimmungen des RVA. über die Auswahl und das

Dienstverhältnis der Vertrauensärzte vom 23. Dezember

_*>:*() und 18. Juli 1932 (RABl. 1931 S IV 4 und 1 IV

4ls» nebenamtlich so bestellt, dali sie von Kall zu Kall

fortlaufend tatig sind und bezahlt werden. Die BG. er-

blkkt in diesen Beziehungen zwischen Kk. und Arzt eine

nach ft 137 Abs. l Nr. 4b RVO. r.pflichtige Tätigkeit im

Gesundheitsdienst. Kin freier Arzt ist als Interne Inner im

des I 633 RVO. v.frei. istaltsarzt ist als

ingestellter im Sinne des i 544 RVO. v.pflichtig. Ein

nebenamtlicher Vertrauensarzt bildet eine Zwischenstufe

zwischen beiden. Auf die wirtschaftliche Abhängigkeit,
die übrigens in dieSSUi Kalle auch nicht sehr stark ist,

kommt nickt an. sondern auf die persönliche Unab¬

hängigkeit. Diese ist durch Kündigungsschutz und fol¬

gende Bestimmung in S 22 der angezogenen Bestimmungen

gesichert: ..Der Vertrauensarzt hat seine vertrauensärzt¬

lichen Gutachten unparteiisch lediglich nach pflkbtmäfligem
l.rmessen und nach seiner ärztlichen I el>erzeugung zu

erstatten. I I insoweit nach allen Seiten unabhängig.

insbesondere aicht na Weisungen rtri fssssnTorstnndns .

gebunden.*4 Der Dienstordnung isr er ausdrücklich nicht

unterstellt; es mufi aber ein schriftlicher Vertrag über lie

. gensei tigen Pflichten und Rechte. \rt und l'mfang <1

Dienstes und Verschwiegenheit geschlossen werden, was im

vorliegenden lalle anscheinend noch nicht geschehen ist.

lirner nrbeitea die Vurtrsncnslnte der Beschwerde¬

führerin in ihren eigenen Räumen mit eigenen Instru¬

mentin. t bestimmen selbständig Anfang und Knde.

Inifang und Reihenfolge der Untersuchungen und sind

i keine Arbeitszeit oder DienstStUttden gebunden. Sic»

können auch Hilfskräfte heranziehen, dit- be¬

zahlen.

Wägt man die Umstände, welche die persönliche Unab¬

hängigkeit fördern oder beschränken, gegeneinander ab,

und vergleicht man die nebenamtlichen Vertrauensärzte

mit den frei praktizierenden Kollegen nnd den instalt

arzten. so muH man die nebenamtlichen Vertrauensärzte

immer noch als Unternehmer auffassen. Ebenso hält auch

das RVA. frei praktizierende Aerzte während ihrer rätig¬
keit 7. B. sli Schul- oder Gerichtsarzte in der Regel fur

r.freie Unternehmer (su vergl. EuM. Bd. B 8. MT).

1. Will ein Träger der UV. eine zu Unrecht

gezahlte Entschädigung zurückfordern,

so hat er im Streitfall einen förmlichen

Bescheid (§ 1583 RVO.) zu erteilen.

2. Der Rückforderung kann der Empfän¬

ger nicht den Einwand entgegensetzen,
daß er nicht mehr bereichert sei.

E. des RVA. (IX. Rek.Sen.) vom 5. April 1933

— h 12 504 31 —.

Grinde: Des RVA. hat zunächst geprüft, ob «las Ver-

rgungsamt als Ausftthrungsbehörde für I \. aber den

Anspruch auf Rückerstattung der dem Kläger zu Unrecht

»währten Leistungen überhaupt im Verfahren der I V

durch Erteilun - berufungsfähigen Besch. entsche

den kons t dies bejaht. Früher hat allerdings

die Rechtsprechung den Standpunkt rertreten, dal /ur

I derartiger Streitigkeiten die* ordentlichen Gerichte zu-

n (zu vgl. K. 2112 II. AY 1915 - i

Hd 6 S Diese Ansicht i>t aber in du rundsätz-

lidien K. des GS 5 II (AN. 1920 S. 169; EuM. Bd. 12

Sb7) verlassen worden. Dei GS. hat in dieser r. mit

eingehender Begründung elen Grundsatz entwickelt, dalf

der Anspruch auf Rückzahlung der Leistung «ines [>ägers
der K\ m öffentlichen Rechte nngehört *!»• t\fr An¬

spruch auf die 1 eistn und dal über die Rmk

forderung in dem für du teilung der I Dg selbst

vorgeschriebenen rfahren su entscheiden Die

Grund«- der I treffen auch für Aa* Gebiet der
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ANFRAGEN UND AUSKÜNFTE

bem unserer Zeitschrift« ohne* eine

dem < t der Sozial versicierunr?. ne Zivilrechtliehe

nommen. Die Anti a werden brieflich fregehen und

Zur Frage des Beginns des Besoldungsdienst-
alterm.

: Dei ( häftsführer unserer Kk. ist

Oktober 1020 auf Privatdienstvertra]
n mit dem I. Oktobt 1927 nach

stordi stellt i Mit h tzt n

-nn das B« lunf titer. Durcii

V mdsbeschlufi wurde d. »Idungsdienst--
.
und zwar mit dem 1. Oktober 1925

;> 1. April 1929 zahlt

di k. dem Geschäftsführer elas Gehalt nach

r Dienstaltersstufe 2 ner 1 Idungsgrupp
itt bisher nach Stufe 1. Aut i >ldui

dienstalter wurden <;» angerechnet die bt

dt Kk. vor der dienstordnungsmäfiigen An-

ellung verbrachte Dienstzeit vom 15. Oktobt

1020 ! K) September 1027 unei aus der vor¬

herigen Tätigkeit bei einer Ersatzkasse du it

vcm 1. Oktober 1025 bis 14. Oktober 1926.

i Revision durch das VA. stellte dieses fest,

dafi das Gehalt nach der Dienstaltersstufe 2

b« I Oktober 1027 zu zahlen, dem

Führer I vom 1. ()ktot>

1027 bis zum 31. März 1020 der Un rhied

[entrichten sei. Ist di rinnerung ch

VA. nach der Reichsbesoldungsordnung bi

ligt?
A n t v t : Nach S 5 oldu

vom 16.Dezember 1927 (RGBL] Nr.52) rtnt

das Besohle dienstalter mit dem ch

Anstellung in der jeweili planmäEigen Stella
• nicht anderes bestimmt oder zugel n

t. \'«a\ diesem Zeitpunkt ab sin I »lie Z< b-

linkte für das Verbleiben irn Ar It

id fttr das Aufsteigen in elie ] n I) t-

alte n zu rechnen. Aus der 1 itsache der

Anre< hnung der vor der Anstellung von dem

Geschäftsführer bei 11 Kk. unel bei der Er¬

erbrachten Diei it ist zu ent-

nehme n, daß die Dien Inung Ihr» l iv

solch* Anrechnu zuläfit. Entspn nd dem

Vi inds hlufi vom IS. April 1020 beginnt
also las Besoldungsdienstalter des (. <its-

führen mit dem I. Oktobei 1925. Wie oben

hnt, ist nunmehr dieser Zeitpunkt tür ei:

halt! hnuj maßgebend. Ein an ien

Sinn uiul Zweck eles \ ndsl dusses, das

!l • »1 dungs dienstalte en,

ist un »nst nicht ichtlich. Wir stimmen

bei die Sachlage mit eler Feststellt!

VA. durchaus überein. daß «ler Geschäfts!ühn

rpflid /u übernehmen, kostenlos Auskünfte aas

Haftung für die Auskunfterteilung wird nidit über-

bt, trenn sie von allgemeinem Interesse sin»!

[Jie SdmftleituD*

vom 1. Oktober 1025 bis 30. S« mber 1927

Gehalt 1. Dienstaltersstufe und ab I. Ok¬

tober 1027 das Gehalt der 2. Dienstaltersstu

iner ruppe zu erhalten hatte.

N ausdrücklicher Vorschrift des ^ 3 Abs. 3

cles Besoldung sind die Dienstalterszu¬

lagen vom Iirsten eles Monats an zu zahlen, in

elen der Eintritt in die neue Dienstaltersstufe

fällt

Gehalt nie

m Um! woi » st t er Ai

Spruch auf eine entsprechende Nachzahlt!,

Eine Verjährung des Anspruchs ist noch nicht

eingetreten. Rückstände dieser Art verjähr*

n § 107 B(ii i 4 J Dk Ver¬

fährung beginnt nach $ 201 BGB mit dem

Schlu d»es Jahres, in elem der das Besoldui

dienstalter am stsetzende Vorstands})«

srhluß (IS. April 1020) ißt \ ien ist Erst

mit dem 31. Dezember 1°33 würele elie Nach-

forderung verjährt sein.

Unzulässigkeit drr Ablehnung eines Ersatzan¬

spruchs tür wiederkehrende Geldleistungen
durch die BG.

F r ö g o : Ein lied unserer Kk. erkrankte*

am 2. Pebruar 1033 trbeitst n Fol-

gen eras II t Hs, den c or J rlitte

t. Erst am 28. Februar 1033 haben wir durc

n nachträgl n Vermerk Arzt» r~

«, dafi es sich um Unfall. handelt

Aus der Art « Erkrankung war nicht zu •

B ine Verschlimmerung von Unfall¬

folgen vorli Wir haben sofort am 28. Fe¬

bruar 1033 Ar z* j. ie» BCj. Di

BG lehnt auf Grund d< < 011 RVO. I

ng »
v kengeldes für die Zeit vom

28. Februar 1933 ab. Ist el;

tellui chtlich haltb

Antwort: I )ie I)

r. <ir elie Beurteilung n»

w .

Möglichkeiten chäh

¦ S mjfnahme r B<

lieh r erweisen. Einmal unterstell»

, Mit«, Unfall-

Die e Erkran-
i bie Unterl

lür \\ In i -v\

1 e eier Rente

t>11 RVO. nur für die Zeit nach An-

meldung des A Spruchs durch el* Verh en
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er die Kk. (§ 1511 RVO.) verlangt werden.
lieser Anspruch erst am 29. Februar 1933

gemeldet worden, kann die Erstattung aufge-
ndeten Krankengeldes (wiederkehrende Geld-

< mg) nach | 1506 Abs.2 Nr. 2 RVO. erst

n diesem Tage verlangt werden. Die Zeit vom

bruar 1933 bis 28. Februar 1033 ist dann
e Zeit, in der die BG. zur Gewährung einer

nte nicht verpflichtet ist. Dennoch aber I

ie Aufwendungen für wiederkehrende Geld-

tungen, und zwar im Rahmen des § 1506
2 Nr. 1 RVO. zu erstatten. Die and

jiichkeit wäre: Der Rentenbezug war nicht
erbrochen. Die BG. nimmt anf jedoch zu

Inrecht, daß die Unfallanzeige \ er-

ttet ist. Da $ 1509 Abs. 4 RVO. bei ver-

iteter Unfallanzeige nur den Erstattungsan¬
ruch für elas Heilverfahren ausschließt, will
die Vorschrift des § 611 RVO. analog be-
zen, um eine Ablehnung des Ersatzes von

Kk. aufgewendeter wiederkehrender Geld¬
stungen für eine bestimmte Zeit zu begrün-
n. Diese Folgerung würde aber fehlgehen.

§ Ml RVO. regelt nur den Beginn einer I

.ung oder Wiedergewährung der Rente.

an aber nicht dazu benutzt werden, bei ver-

it< ter Anzeigenerstattung die Vorschrift des
1500 Abs. 4 RVO. in bezug auf Vi ng

Erstattung wiederkehrender Geldleistung zu

.
./< n.

Zur Frage der rechtzeitigen Erstattung der Un¬

fallanzeige.
je : Ein Mitglied unserer Kk. befindet sich

Oktober 1032 weegen Blutarmut in Krzt-

r Behandlung. Am 7. Dezember 1032 tritt

beitsunfähigkeit infolge Luxation dt
ken Schlüsselbeins ein. N ichweislich erst am

21. Januar 1933 vermerkt der Arzt, daß es sich

uiu einen Betri» bsunfall handelt. Die Unfall¬
daraufhin sofort mit der nötigen Er-

rung wegen eler Wrspätui -t w<

«. Die* BG. lehnt trotzdem unsere Ersatzan-
Iiche für das Heilverfahren gemäfi $ 1500

)s. 4 RV< ' h. Ist die B< i tu be

wort: Wenn für einen Betriebsunfall »

Anhalt zunächst ar noch nie :

üch ist, aber gewisse, den Um en zu

nehmen' Anhaltspunkte vor. e»n

nach den Erfahrungen d»es Lebens einen !
1
vermuten lassen, so mufi von

Kk. gefoi rden, rlaß sie di
.

Anht Its-
k kgeht und prül »ch

• Annahme
um einen Betriebsunfall handelt. Di s

is RVA. in der E. vom 5. Ok-
>ber 1032 (OK. 1033 Spalte 040) au

Der gleiche Gedanke ist in den E.en vom 26.1
bruar 1931 (DK. 1031 Spalte 1287), vom 2. Fe¬
bruar 1932 (DK. 19 spalte 934), vom 5. Ok¬
tober 1932 (OK 1933 Spalte 423) und vom

_\ April 1933 (OK. 1933 te 649) zum Au

druck gekommen. Verletzungen der Anzeige¬
pflicht auf Grund des Versäumnis oleher
Nachprüfungen haben eine Verwirkung des I:r-

.Spruches nach § 1509 Abs. 4 RVO. zur

Folge. Eine derartige Verletzung der Anzeige-
I flicht liegt in dem von Ihnen vorgetragenen
Falle vor. Als am 7. Dezember 1032 bei

Mitglied Arbeitsunfähigkeit wegen Luxation

(Verrenkung) des linken Schlüsselbeii »an¬

ti at, war für die Kk. Anlaß gegeben, Nachfor¬

schungen anzustellen, ob ein Betriebsunfall vor-

la- Eine Verrenkung ist ein körperlich
hüdigendes, zeitlich begrenztes Ereignis, d.h.

e in Unfall. Grund genug für die Einleitung
aer Nachprüfung. Wenn die Kk. N for-

schungen unterließ und die Anzei erst er-

:ete, als der Arzt am 21. Januar 1033 ver¬

merkte, daß ein Betriebsunfall vorlag, so ist

s nach herrschender Rechtsprechung eii

nicht rechtzeitig erstattete Anzeigt Die Ein¬

leitung eines Ersatzstreitverfahrens gen die

Ablehnung der BG. verspricht unter diesen Um¬

ständen keinen Erfo!

Krankenhauspflege in der Familienhilt«

F B : Nach der Satzung unserer Kk. kann

in der FH. an Stelle der KPfl- auch Kranken¬

hauspflege in einem Krankenhaus odei einei

gleich zu beweitenden Krankenanstalt gewährt
den. An Kosten werelen jedoch nicht mehr

s die vollen Yerpilegungskosten eler unt < n

Kl ehs IJe/irks-Krankenhau in M. ge¬

tragen. Kann und darf die Kk. bei dieser I

sung der Satzung neben elen Verpflegung
kosten auch noch die Nebenkosten (Arzt, Ar

neif Heilmittel, Röntgenbehandlung u. dgl.)
übernehmen?

Antwort: Wenn uch elie Satzung Ihr-

Kk. elie Krankenhaus'»!]. ur für Familienai

h» m Wortlaut rles ersten Sa1 ;i in

vollem Umfangt4 zubilligt, so ist diese Leisti

rn die* Einschränkuni <!» zweiten
Sat/« > praktisch eloch nur als Zuschuß-

Ieistun u den Kosten der Krankenhau

pflege zu werten. Nacl» dea Fassung eles §21
Abs. 3 RV< l alässig, wenn elie ung
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aber dadurch, dai sie dazu dienen, eine

Kr /inkheit zu lindern oder zu beheben (vgl.
Okrass, Fortbildungsheft 13 Nr. 47). Die¬

sem unmittelbaren Zw»ecke dienen jedoch die

i eine Untersuchung der Magensäure ver¬

wendeten Chemikalien nicht. Die Eigenschaft
als Arznei kann ihnen deshalb nicht zuge¬

sprochen werden. Zutreffend ist dagegen der

Standpunkt des Angestellten O., dafi es sich

bei der Untersuchung der Magensäure zum

Zwecke der Feststellung der Diagnose um eine

ärztliche Leistung handele. Aerztliche Behand¬

lung ist die auf Heilung oder zum mindesten

Linderung der Krankheit gerichtete Tätigkeit
des Arztes, g»egebenenfall im Rahmen des

§ 122 RVO. auch seiner Gehilfen. Zur ärzt¬

lichen Behandlung gehört, sogar als primäre
Leistung, die Feststellung der Diagnose. Dies

ist selbst dann der Fall, wenn diese Aufgabe
über die persönliche Tätigkeit des Arztes hin¬

ausgeht. So gehören beispielsweise die heute

sehr vorgeschrittenen Untersuchungen in La-

ratorien (Blutr Urin, Sputum usw.) auch dann

zur ärztlichen Behandlung, wenn sie gar nicht

vom Arzt, sondern etwa von irgendwelchen
Instituten usw. durchgeführt werden (vgl. VZ.

1030 S. 109). Dasselbe gilt natürlich von der

in unserem Fall in Frage stehenden Unter¬

suchung der Magensäure. Da die ärztliche

Behandlung von der Kk. im Verhältnis zum

Mitglied in Natur zu gewähren ist, kommt eine

Kostenbeteiligung des O. nicht in Betracht. Da

die Verordnungsblattgebühr nach § 182a RVO.

nur bei der Abnahme von Arznei, Heil-

und Stärkungsmitteln zu entrichten ist, muß

die dem O. abverlangte Gebühr zurückvergütet
werden.

Zur 2. Aufgabe: Die Krankenscheingebühr
hat die rechtliche Natur eines Sonder b e i -

träges neben dem allgemeinen Beitrag (vgl.
Rundschr. des RAM. vom 2. August 193t),
Ziffer 2a — IIa 7565 30 —; DK. 1930 Sp. 913).
Mit Rücksicht auf diesen Beitragscharakter der

< iebühr unterliegt diese, sofern zu Unrecht

entrichtet, eler gleichen Rückzahlungspflicht
wie andere zu Unrecht gezahlte Beiträge. Ein-

U hränkt ist der Rückforderungsanspruch
allerdings durch die Vorschrift des $ 29 Abs. 2

RVO. Danach verjährt der Anspruch auf

Rückerstattung von Beiträgen in 6 Monaten

nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem sie

entrichtet worden sind. Dem Grunde nach hat

P. die am 8. August und 8. Oktober 1932 ge-

thlten Gebühren zurückzuerhalten. Die

heine sind nicht benutzt worden. Kranken¬

schein und Krankenscheingebühr sind aber

lediglich auf die Inanspruchnahme von

KH. abgestellt. Nicht der Schein an sich kostet

Geld, sondern die Beanspruchung der KH. ist

damit belastet (vgl. VZ. 1932 S. 133; ferner

E. des OVA. Dresden vom 16. Juli 1933 in

OK. 1933 Nr. 26 Sp. 890). Weil P. den Rück¬

forderungsanspruch aber erst nach dem 7: Au¬

gust 1933 geltend machte, ist hinsichtlich der

im Jahre 1932 gezahlten Gebühren Verjährung
nach § 29 Abs. 2 RVO. eingetreten. Die im

Jahre 1033 für seine Person entrichteten Kran¬

kenscheingebühren muß P. jedoch zurücker¬

halten. Nach § 187c Abs. 2 in Verbindung mit

§ 182b Abs. 2 Nr. 2 RVO. sind Invalidenrentner

von der Gebühr befreit. Verjährung ist hiei

noch nicht eingetreten. Andere Hemmnis

stehen der Rückzahlung ebenfalls nicht i

Wege. Die Forderung des P., ihm auch di»

für seine Ehefrau gezahlten Gebühren zu e

statten, ist nur zum Teil anzuerkennen. Bis

zum 1. März 1933 galt § 187c Abs. 2 RVO. für

Familienangehörige nicht. Erst durch VO. vom

1. März 1933 (RGBl. I S. 97; VZ. 1933 S. 102)
mit Wirkung vom 2. März 1933 ist diese Vor¬

schrift auch airf die FH. ausgedehnt worden.

Rückzahlbar sind danach nur die für die Ehe¬

frau am 14. März und 21. April 1933 entrich¬

teten Gebühren. Durch die erwähnte VO. ist

die Gebühr auch von 0,50 RM. auf 0,25 RM.

herabgesetzt worden. An P. sind danach zu

erstatten für ihn die Gebühren vom 19. Januar

und 23. Februar 1933 mit je 0,50 RM., vom

27. März 1933 mit 0,25 RM., für die Ehefrau

die Gebühren vom 14. März und 21. April 1933

mit je 0,25 RM., zusammen 1,75 RM.

Zur 3. Aufgabe: So sehr man geneigt ist,
das Gegenteil anzunehmen, entspricht doch die

von dem Arbg. vertretene Auslegung des

8 616 BGB. der Rechtsprechung und der in der

Wissenschaft überwi»egend vertret»enen Mei¬

nung. Es ist nicht so, daß R. bei seiner länger
dauernden Krankheit Anspruch auf das Ent¬

gelt für die ersten sechs Wochen hat. Vielmehr

besteht gar kein Anspruch auf Gehaltszah¬

lung während der gesamten Dauer der Krank¬

heit, weil sie über sechs Wochen hinaus an¬

gedauert hat (vgl. Dersch, „JW/- vom

19. November 1932; ferner „Die Rechtspraxis'
1932 S. 175, VZ. 1933 S. 231). Nur dann billigt
t$ 616 BGB. den Gehaltsanspruch zu, wenn die

Erkrankung die „verhältnismäßig nicht erheb¬

liche" Zeit nicht überschreitet. Anders aller¬

dings verhält es sich bei Angestellten, denen

im Krankheitsfalle Gehaltsansprüche nach § 63

HGB. oder § 133c GO. zustehen. Das VA

wird feststellen müssen, daß die Kk. damit, dah

sie mit Rücksicht auf ihre andere Rechtsaut¬

fassung über § 616 BGB. dem R. das KG. füi

die ersten sechs Wochen verweigerte, falsch

gehandelt hat. Selbst wenn der Arbg. zu Un¬

recht die Gewährung des Gehalts während der

Krankheit versagt haben würde, hätte die Kk.

leisten müssen. Der Wortlaut des § 189 Abs. 1

RVO. setzt für das Ruhen des KG.es voraus,

daß der Versicherte tatsächlich Entgelt „er¬

hält'. Der vermeintliche Anspruch auf Entgelt
genügt für die Anwendung des § 189 Abs. 1

KVO. nicht. Solange Entgelt nicht gezahlt
wird, ab«r nach Ansicht der Kk. ein Rechts¬

anspruch darauf besteht, ist die Kasse zur

Zahlung von KG. verpflichtet. Sie muß sich

allerdings den vermeintlichen Entgeltsanspruch
des Versicherten zum Zwecke des Einklagens
abtreten lassen (vgl. E. des RVA. vom 4. No¬

vember 1931, VZ. 1932 S. 36). Wie sozial not¬

wendig und zweckmäßig diese E. ist, zeigt unser

Fall.Verschiedenheit der Rechtsauffassungen darl

bei Anwendung des § 189 Abs. 1 RVO. nicht

dazu führen, den gerade in Krankheitszeiten

bedürftigen Arbn. ohne Unterstützung zu lassen.
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Kennen Sie schon die Monatsschrift

„Wirtschaft und Wissen ?
Sie behandeltWirtschafts- und Betriebsfragen in Handel und Industrie, im

Buchhandel und Zeitungsgewerbe, in den Genossenschaften, im Verkehrs¬

gewerbe, in Kontor- und Burobetrieben aller Art. „Wirtschaft und Wissen"

ist die Zeitschrift der Wissensdurstigen in der Wirtschaft, vor allem der

vorwärtsstrebenden Angestellten in leitender oder gehobener Stellung.

Preis: 50 Reichspfennig im Vierteljahrdurchdie Post

So urteilen Leser:

Ein Praktiker schreibt:

„. ..
ich mochte nicht verfehlen, Ihnen zu sagen, daß Wirtschaft und Wissen' ein unein¬

geschränktes Lab verdient. Die Abhandlungen stehen auf sehr hoher Stufe, hinsichtlich

ihrer Belehrung sowohl als auch in ihrem praktischen Wert. Ich kann Ihnen mitteilen,

daß ich aus meiner eigenen Abteilung der Zeitschrift Abonnenten gewonnen habe, da es

wirklich schade wäre, diese Fundgrube unausgen'utzt zu lassen/

Ein Schulmann sagt:

„Die Zeitschrift ist reichhaltig und umfassend in ihrem Inhalt. In guter Aufeinanderfolge

wechseln Tagesfragen der Wirtschaft, betriebswirtschaftliche Betrachtungen, handels¬

politische Artikel, arbeits- und handelsrechtliche Betrachtungen, Kultur- und Schulfragen.

Die Einzelbeiträge sind durchweg wertvoll und zumeist auch in fesselnder Form ge¬

schrieben. Einzelne Aufsätze sind ganz ausgezeichnet, so daß die Jahrgänge eine

Sammlung von Arbeiten sind, die man gern einmal wieder zur Hand nimmt, um diesen

oder jenen Beitrag wieder nachzulesen."

Ein Konsulatsbeamter stellt fest:

„Als langjährige! Leser der Monatsschrift »Wirtschaft und Wissen* nehme ich Anlaß,

Ihnen mitzuteilen, daß jede neuerscheinende Nummer mich immer wieder aufs neue

fesselt. Selbst wenn ich den lächerlich geringen Abonnementspreis außer acht lasse,

kenne ich keine andere Zeitschrift, die in Knapper, sachlicher und — leichtverständlicher

Weise eine derartige Fülle von Allgemein- und Spezialwissen vermittelt. Wie hoch das

Ansehen von »Wirtschaft und Wissen* auch in anderen Kreisen ist, geht daraus hervor,

daß selbst ausländische Behörden diese Zeitschrift ats Unterloge für ihre Wirtschafts¬

berichte über Deutschland benutzen."

„Wirtschaft und Wissen" enthielt in den letzten Heften:

Dr. h. c. Karl Benz, der Vater des Automobils — Die deutschen Industrie-

und Handelskammern — Die wirtschaftliche Struktur Frankreichs — Be¬

völkerungspolitische Tatsachen — Die Bewertung der Außenstande —

Ludwig Katzenellenbogen, des Spritkönigs Gluck und Ende — Australien

in der Weltwirtschaft — Die Industrie der Oele und Fette am Niederrhein

— Wirtschaftsraum Groß-Berlin — Werner von Siemens — Vom Folianten

zur Kartei — Das Kontrollrecht der Kartelle

< Die nächsten Hefte werde n ringen

Henry Ford — Die Börse — Der Gedanke der Berufsbildung im Schulwesen —

Etwas über Bildungsziele —Wann verlangt man eine Quittung? — Kassen-

Manko und Manko-Haftung — Kulturwert der Schallplatte — Neuartige

Erkennung von Textilien — Der Gesundheitsschutz der Büro- und Kontor¬

angestellten — Die Verbände des privaten Bankwesens

Ständige Abschnitte: Aus dem Wirtschaftsleben — Aus der Be¬

triebspraxis — Bucher- und Zeitschriftenschau

Beilagen: Kurzschrift • Kartei des Arbeitsrechts


